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Gestalten statt verwalten
Unser Traineeprogramm für unendliche Möglichkeiten

Die Stadt Ulm sucht nicht einfach nur Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.  
Die Stadt Ulm sucht Menschen, die sich einbringen wollen und Lust haben,  
Ulm gemeinsam zu gestalten. Die Möglichkeiten sind vorhanden. Denn mit  
fast 3.000 Beschäftigten ist Ulm eine der größten Arbeitgeberinnen in Stadt  
und der Region. 

Die Auswahlverfahren für unsere Trainee-Stellen (Berufsstart  
zum 01. März) finden jeweils im Juni/Juli des Vorjahres statt. 

Die Teilnahme an unserem Trainee-Programm, ist unabhängig  
des Berufsstarts und auch ohne Trainee-Stelle möglich.  

Weitere Infos über die Stadtverwaltung Ulm als Arbeitgeberin,  
unsere Traineeangebote und unsere aktuellen Stellenangebote  
finden Sie unter www.karriere.ulm.de.

für unser Trainee-Programm

n    Angebot für studierte Berufsanfänger*innen  
der Stadt Ulm

n   Teilnahme an neun spannenden Seminarbau- 
steinen (z. B. Zeitmanagement, Kommunikation  
und Business Etikette) innerhalb von 13  
Monaten

n  Förderung der berufliche und persönlich  
Entwicklung 

n  jedes Jahr werden zwei Kurse mit ca. 15  
Teilnehmenden durchgeführt. 

n  Teilnahme ist auch ohne Trainee-Stelle  
möglich!

für unsere Trainee-Stellen

n  Angebot für Absolventen*innen der  
Hochschulen Kehl und Ludwigsburg

n  jede Trainee-Stelle besteht aus einer  
Kombination von Regelaufgaben und  
Projektarbeiten 

n  die Besetzung erfolgt unbefristet im  
Beamtenverhältnis

n Besoldungsgruppe A10
n  beinhaltet die Teilnahme am Trainee- 

Programm inklusive

StadtUlm_Anz_Trainee_210x297_RZ.indd   1 13.10.21   09:59
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Editorial des Rektors

zurück in Präsenz! Das ist die alles überlagernde Botschaft an alle Studierenden und 

Lehrenden der Hochschule für öffentliche Verwaltung und Finanzen Ludwigsburg 

(HVF). Auf dem Campus herrscht wieder Leben, die Studierenden können wieder 

gemeinsam an ihren Zielen arbeiten und auch die Mensa sorgt dafür, dass wieder 

(fast) richtiges Hochschulgefühl aufkommt. Klar, die Impfnachweise müssen 

kontrolliert werden, was zu einer zusätzlichen Belastung der Mitarbeitenden der 

Verwaltung führt. Für die Bereitschaft und den Einsatz dieser Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter möchte ich mich an dieser Stelle recht herzlich bedanken. Damit die 

Präsenzlehre weiter ausgebaut werden kann, appelliere ich eindringlich an alle, die 

es noch nicht sind, sich impfen zu lassen.

Ebenfalls in Präsenz fanden Ende September unsere Bachelorfeiern für 

die Studiengänge Steuerverwaltung, Allgemeine Finanzverwaltung und 

Rentenversicherung statt. Wenn auch ohne Angehörige durften sich die Studierenden im Forum und in der Musikhalle zu ihrem 

Abschluss treffen. Eine parallele Liveübertragung machte es den Angehörigen möglich, die Feier wenigstens online zu verfolgen. 

Unsere Masterfeier für den Studiengang Public Management, die bereits im April stattgefunden hat, musste jedoch noch in 

digitaler Form durchgeführt werden.

Die zurückliegenden Monate seit der letzten Ausgabe waren geprägt von vielen Aktivitäten, die Sie auch in dieser Ausgabe 

nachlesen können. Das Projekt Qualitätsoffensive steht vor dem Abschluss und auch ein neues Leitbild für die HVF ist gemeinsam 

mit Lehrenden, Mitarbeitern und Studierenden erarbeitet worden. 

Eine Premiere feierten wir Ende November mit der erstmaligen Verleihung eines Publikationspreises durch die Verlage Boorberg 

für Management und Recht der Fakultät I und Schäffer-Poeschl für Steuerrecht in der Fakultät II. Mein herzlicher Glückwunsch 

geht an die ersten Preisträger und ich freue mich auf weitere exzellente Veröffentlichungen unserer Forscherinnen und Forscher 

an der HVF.

Am Schluss möchte ich mich noch bedanken. Nach einigen Jahren hat Professor Dr. Volkmar Kese die Senatsbeauftragung für 

den DIALOG an Professor Dr. Rafael Bauschke übergeben. Gemeinsam mit Dr. Daniel Zimmermann und Eva Baum hat er immer 

dafür gesorgt, dass Sie, liebe Leserinnen und Leser, pünktlich ein interessantes Magazin unserer Hochschule zur Lektüre vorliegen 

hatten. Allen dreien gebührt an dieser Stelle der Dank für das Geleistete, den ich im Namen der HVF ausspreche. Dem neuen 

„Chefredakteur“ Rafael Bauschke wünsche ich viel Erfolg bei der Wahrnehmung seiner Aufgabe, die maßgeblich auch das 

Außenbild unserer Hochschule prägt.

Ich wünsche Ihnen gute Unterhaltung bei der Lektüre.

Ihr

Rektor Prof. Dr. Wolfgang Ernst

Liebe Leserinnen und Leser,

Prof. Dr. Wolfgang Ernst,  
Rektor der HVF Ludwigsburg
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Editorial der Redaktion

Liebe Leserinnen und Leser,

für gewöhnlich dient das Editorial des DIALOG in allererster Linie dazu, im Namen der Redaktion in die aktuelle Ausgabe 

einzuleiten. Erlauben Sie mir aus gegebenem Anlass jedoch, mit einer Danksagung zu beginnen.

In den vergangenen Jahren hat Prof. Dr. Volkmar Kese mit Unterstützung von Eva Baum und Dr. Daniel Zimmermann unsere 

Hochschulzeitschrift redaktionell verantwortet. Es ist dem Redaktionsteam dabei stets gelungen, den DIALOG auf der Höhe der 

Zeit zu halten und vor allem dazu beizutragen, Brücken zwischen Forschung, Studium und Praxis zu schlagen. Ich freue mich als 

„neuer Chefredakteur“ sehr, an diese Tradition anzuknüpfen und den DIALOG auch gemeinsam mit Ihnen, liebe Leserinnen und 

Leser, weiterzuentwickeln und als Forum für Diskussion und praktische Wissensvermittlung noch stärker zu etablieren. 

Ganz in diesem Geiste setzt die vorliegende Ausgabe einen Schwerpunkt auf „neue Perspektiven“ und versammelt zahlreiche 

Fachbeiträge von Kolleginnen und Kollegen, die einen eigenen Blick auf aktuelle Entwicklungen und Dauerthemen der 

Verwaltung werfen. Prof. Dr. Alois Paulin, Professor für digitale Innovation und Transformation, plädiert in seinem Artikel für 

eine realistische und pragmatische Perspektive auf die Digitalisierung, anstatt sich auf oberflächliche Angstdebatten einzulassen. 

Eine Sichtweise, die auch im jüngst gegründeten Institut für IT- und Datenschutzrecht (init.d) vorherrschen dürfte, dessen 

Ziele und Forschungsschwerpunkte Prof. Dr. Judith Klink-Straub, Leiterin des Instituts, in ihrem Artikel darstellt. Die aktuellen 

Entwicklungen der europäischen Kohäsionspolitik und die Auswirkungen auf regionale Förderstrategien, beleuchten Prof. 

Dr. Volkmar Kese und Dr. Daniel Zimmermann, Leiter bzw. Geschäftsführer des Instituts für Anpassungsherausforderungen 

durch europäische Politiken und weltweite Migration. Herausgearbeitet wird hierbei insbesondere die Vielschichtigkeit des 

Kohäsionsbegriffs und die damit verbundene Notwendigkeit einer entsprechenden Ausrichtung einzelner Fördermaßnahmen. Der 

ganz praktischen Ebene europäischer Förderung nimmt sich Andreas Hammer, Selbstständiger Berater und Lehrbeauftragter an 

der HVF, in seinem Beitrag zu einem Projekt für die Eingliederung junger Menschen in den Arbeitsmarkt an. Das Thema Inklusion 

wird darüber hinaus in zwei weiteren Beiträgen weiterführend diskutiert. Mit einem Inklusionsguide für kleinere Kommunen 

liefert ein Fachprojekt der Hochschule einen wertvollen Impuls für die praktische Umsetzung von mehr Teilhabe vor Ort. Birgit 

Bruder, zertifizierte Übersetzerin für die Leichte Sprache, sensibilisiert mit ihrem Beitrag dafür, dass erfolgreiche Inklusion bereits 

bei der Kommunikation beginnt. 

Darüber hinaus erwarten Sie in dieser Ausgabe natürlich zahlreiche weiter Ein- und Ausblicke aus Forschung, Studium und Praxis 

und damit hoffentlich auch reichlich Inspiration für neue Sichtweisen und eigene Projekte.

Ihr Chefredakteur Prof. Dr. Rafael Bauschke 

Die Redaktion achtet in Abstimmung mit der Hochschulleitung im Dialog auf eine 
gendergerechte Sprache gemäß des Leitfadens der HVF vom Juni 2015. Abweichun-
gen davon sind auf ausdrücklichen Wunsch einer Autorin oder eines Autors erfolgt.
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Neue Perspektiven

Arbeitsplätze werden vernichtet, und 
überhaupt wird alles anders – die Ängste, 
die mit dem öffentlichen Fokus auf Digita-
lisierung assoziiert werden, sind umfang-
reich und intensiv. Was jedoch steckt hin-
ter diesem Gespenst, das nun in unserer 
Welt herumgeht? Ist es wahr, dass nun 
alles anders wird?

Die große Angst der Generationen

Nicht ohne Grund ist die Angst vor den 
Maschinen in unserer Gesellschaft seit 
Generationen tief verwurzelt: Als im 18. 
Jahrhundert „das Kapital“ in England an-
fing koksbefeuerte Hochöfen zu errich-
ten, die einen nie zuvor denkbaren Ap-
petit der Industrie nach Eisen anregten, 
wurde der glühende Hochofen zum Vor-
reiter eines Zeitalters des Leides und gro-
ßer Armut für die Masse der Bevölkerung, 
die aus der Agrargesellschaft heraus in die 
Industriegesellschaft hineingehetzt wur-
de. Es war der auf Höchstleistung erhitzte 
Hochofen, der eine Just-In-Time Organi-
sation in Schichtbetrieb diktierte, und so 
bewirkte, dass die Plage der westlichen 
Obsession mit Pünktlichkeit und Struktur 
über die Bevölkerung hereinbrach.I

Kohle, Dampf und später Elektrizität er-
möglichten das Erdenken und Erbauen 
von Maschinen, die dem Meister sein 
Handwerk strittig machten und das 
mit Mühe und viel Aufwand erlernte 
Knowhow Schritt für Schritt automatisier-
ten. Es waren die Maschinen, die Schmid 

und Weber die Existenzgrundlage entris-
sen, es waren die Maschinen an denen 
Kinder schuften mussten, um ihre Eltern 
zu ernähren, es waren die Maschinen die 
unsägliches Elend den Verlierern der In-
dustriellen Revolution bescherten.

Als aus dem Elend endlich Fortschritt er-
wuchs und die Kinder der Industriellen 
Revolution zu spezialisierten Bedienern 
der Maschinen wurden, zu Experten, die 
am Brummen der Maschine wussten, wie 
es ihrem Schützling geht, die wussten, 
wann welcher Hebel bedient, wann wel-
cher Knopf gedrückt werden musste, da 
machte sich schon die nächste Revolution 
auf, die Welt zu verändern, hin zu einer 
Gesellschaft der Dienstleister. Die Nach-
fahren von Schmid, Weber und Fuhrman 
wurden nun Sachbearbeiter, Schriftsetzer, 
Sekretärinnen, Telefonisten, Finanzbera-
ter, Fahrscheinkontrolleur etc., nur um 
schon bald wieder von neuen, klugen Ma-
schinen ihrer einstigen Unabdingbarkeit 
entbunden zu werden.

Die Angst vor neuartigen Maschinen ist 
also eine Angst, die unsere westliche Zi-
vilisation seit Generationen verfolgt. Es 
ist eine Angst, die auf dem Wissen fußt, 
dass die Maschinen überlegener sind und 
die Relevanz des Menschen dort, wo er 
früher noch unabdingbar war, auf ein Mi-
nimum reduzieren: ein Gewand aus feins-
ter Baumwolle welches noch vor wenigen 
Generationen ein wertvolles Erbstück 
gewesen wäre, kann heute, dank Ma-
schinen, zu beschämend niedrigen Kos-
ten hergestellt und zu Schleuderpreisen 
gewinnbringend verkauft werden. Das 
ist möglich, da das Weben des feinen 
Tuches heute ein durchgehend automa-
tisierter, digitalisierter, und globalisierter 
Prozess ist: CAD-Software (Computer-Ai-
ded Design) wird eingesetzt, um jene 
Webmuster am Bildschirm zu erschaffen, 
die später als »digitale« Instruktionen an 
vollautomatische Web-Maschinen gesen-

det werden - der Mensch als langsamer 
und ungenauer Vermittler zwischen den 
Prozess-Schritten wurde durchgehend 
wegdigitalisiert.

Digitalisierung und der 
Fortschritt-Mythos

„Digitalisierung“ bedeutet heute das 
Neu-Denken von etablierten Prozessen 
um die Resultate dieser Prozesse durch 
maximale Verwendung von Software-Lö-
sungen maximal automatisiert und mit 
tunlichst wenig menschlichen Zutuns 
zu erreichen. Der twitternde CEO oder 
Staatspräsident kann heute – Digitalisie-
rung sei Dank! – die Weltöffentlichkeit 
impulsiv erreichen – ganz ohne störende 
PR-Abteilung oder Presse, die unüberleg-
te Aussagen mäßigen könnten. Genauso 
unabhängig von lästigen Vermittlern lässt 
sich auch mit Werten handeln, Kontakte 
anbahnen, Meinungen äußern, Produkte 

Digitalisierung, oder:
wer hat Angst vor den Maschinen?

Prof. Dr. Alois Paulin

Professor für Digitale 
Innovation und Trans-
formation in der öffent-
lichen Verwaltung

i Quellen:
I Shoshana Zuboff, In the Age of 
the Smart Machine: The Future 
of Work and Power (New York: 

Basic Books, 1988).
II Peter Mertens, Dina Barbian, und 
Stephan Baier, Digitalisierung und In-
dustrie 4.0 – eine Relativierung (Wiesba-
den: Springer Fachmedien Wiesbaden, 
2017), https://doi.org/10.1007/978-3-
658-19632-5.
III Victor Bekkers und Vincent Hom-
burg, „The Myths of E-Government: 
Looking Beyond the Assumptions of 
a New and Better Government“, The 
Information Society 23, Nr. 5 (27. Sep-
tember 2007): 373–82, https://doi.org/ 
10.1080/01972240701572913.
IV Alois Paulin, Smart City Gover-
nance (Elsevier, 2019), https://doi.
org/10.1016/C2017-0-04241-6.
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Neue Perspektiven

erschaffen, Reisen planen, Rechte bu-
chen, Dienstleistungen in Anspruch neh-
men, und vieles mehr.

Doch dieser heute wild und protzig ver-
wendete Begriff II nährt vor allem den 
Mythos des rasenden technologischen 
Fortschritts der nichts weniger als radi-
kale Transformation der Arbeitswelt und 
Einschränkung der persönlichen Freiheit 
durch totale Überwachung suggeriert. 
Science-Fiction Fantasien über Androiden 
mit Gefühlen, die die Evolution ihrer Art 
selbständig vorantreiben sind da nur die 

Spitze des Eisbergs. Mythen aber kann 
man nur schwer widerlegen – Mythen 
sind nämlich nicht wahr oder falsch, son-
dern vielmehr lebendig oder totIII. 

Wo also spielt Digitalisierung heute wirk-
lich eine Rolle? Aus Sicht der technischen 
Wissenschaften schlummert noch reich-
lich Digitalisierungspotential in Domänen 
wie demokratische Selbstverwaltung al-
ler Bereiche des Staates – Konzepte wie 
Liquid Democracy, Quantum Budget, 
oder Non-Mediated Governance lassen 
Wissenschaftler im Elfenbeinturm vom 

K

Kohlhammer
Bücher für Wissenschaft und Praxis

Alle Titel auch als E-Book erhältlich. Leseproben und  
weitere juristische Studienbücher unter www.kohlhammer.de

Kohlhammer Studienbücher

Von Felix Bruckert und Prof. Dr. 
Michael Frey, beide Hochschule für 
öffentliche Verwaltung Kehl. Mirco 
Kron, Doktorand TU Kaiserslautern, 
wissenschaftlicher Mitarbeiter, 
Hochschule Kehl. Anna Sophie 
Marz, Regierungsinspektorin, 
Polizeipräsidium Bonn.

2020. XX, 267 Seiten. Kart. 
€ 29,– 
ISBN 978-3-17-036202-4 
Recht und Verwaltung

Hrsg. von Prof. Dr. Annette 
Zimmermann-Kreher, Hochschule 
für öffentliche Verwaltung und 
Finanzen Ludwigsburg.

11., aktualisierte Auflage 2021 
XLI, 473 Seiten. Kart. € 39,– 
ISBN 978-3-17-040594-3 
Recht und Verwaltung

Von Felix Bruckert und Prof. Dr. 
Michael Frey, beide Hochschule für 
öffentliche Verwaltung Kehl.

2021. IX, 280 Seiten. Kart.  
€ 29,– 
ISBN 978-3-17-040936-1 
Recht und Verwaltung

Von Gerhard Waibel, ehem. Hoch-
schule für öffentliche Verwaltung 
und Finanzen Ludwigsburg.  
Prof. Dr. Arne Pautsch, Hochschule 
für öffentliche Verwaltung und 
Finanzen Ludwigsburg.  
Heinz Pflumm, Kreis-Vw.-Dir. Land-
ratsamt Zollernalbkreis.

6., überarbeitete Auflage 2021 
XXVIII, 262 Seiten. Kart. € 38,– 
ISBN 978-3-17-022680-7 
Recht und Verwaltung

Kohlhammer

RECHT S WISSENSCHAFTEN
UND VERWALTUNGRecht und Verwaltung

11., aktualisierte Auflage

Allgemeines  
Verwaltungsrecht

Schweickhardt/Vondung 
Zimmermann-Kreher

Kohlhammer

RECHT S WISSENSCHAFTEN
UND VERWALTUNGRecht und Verwaltung

Staatsrecht  
aus Verwaltungs-
perspektive

Felix Bruckert/Michael Frey

für Prüfung und Berufseinstieg

Kohlhammer

RECHTSWISSENSCHAFTEN
UND VERWALTUNGRecht und Verwaltung

6., überarbeitete Auflage

Gemeinde-
verfassungsrecht 
Baden-Württemberg

Waibel/Pautsch/Pflumm

Kohlhammer

RECHT S WISSENSCHAFTEN
UND VERWALTUNGRecht und Verwaltung

Besonderes 
Verwaltungsrecht

Bruckert/Frey/Kron/Marz (Hrsg.)

nach Rechtsgrundlagen 
in Baden-Württemberg

Anzeige

demokratischen Rechtsstaat ohne über-
flüssige Bürohengste und korrupte Bon-
zen träumenIV. Am Boden der Tatsachen 
hingegen ist Digitalisierung ein oft quä-
lender Prozess, in dem sich Change-Ma-
nagement-Beauftragte bemühen, ehe-
mals sinnstiftende Aufgaben verkalkter 
Sachbearbeiter durch Software-Systeme 
zu ersetzen. 

Vor allem ist aber Digitalisierung eines: es 
ist ein Kampf der jungen Generationen 
um die Realisierung der Gelegenheiten, 
die ihnen die neuen Maschinen bieten.
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Neue Perspektiven

Im Englischen gibt es den schönen Begriff 
„Fear of missing out“ oder kurz „FOMO“. 
Gemeint ist damit das Gefühl bzw. die 
Angst, irgendetwas zu verpassen. Das 
Phänomen ist natürlich keineswegs neu, 
erfährt im Kontext allgegenwärtiger Digi-
talisierung und zunehmender Vernetzung 
aber eine neue Bedeutung. Ständig oder 
zumindest fast immer „on“ zu sein gehört 
für viele Jugendliche zum Alltag. Eben-
so wie der wiederkehrende Wechsel von 
Plattformen, auf denen man sich trifft: 
Von Facebook über Twitter zu Instagram, 
Snapchat, Twitch, Tiktok, Clubhouse und 
immer weiter zur nächsten innovativen 
Plattform, auf der man zwingend präsent 
sein muss, um nichts zu verpassen. 

Manche Gemeinde hierzulande verhält 
sich in Fragen der (digitalen) Kommunika-
tion bisweilen ähnlich. Getrieben von der 
an sich richtigen Erkenntnis, dass man die 
„Jungen“ mit dem Amtsblatt wohl kaum 
erreicht, wird in einigen Rathäusern App 
nach App zu den bestehenden Kommu-
nikationskanälen hinzugefügtI. In vielen 
Fällen dürfte diese Dynamik weniger 
Ergebnis einer Bedarfsanalyse, sondern 
vielmehr eine Reaktion auf den Zeitgeist 
und (oft nur vermutete) Erwartungen der 
BürgerInnen sein.II Ob eine solche Multi-
kanalstrategie am Ende zum gewünsch-
ten Ergebnis führt, erscheint in mehrfa-
cher Hinsicht nicht selbstverständlich. 
Erstens muss dafür klar sein, was über-
haupt deren Ziel ist. Dabei reicht allein der 
Wunsch nach Modernität oder Nähe zur 

Zielgruppe nicht aus. Zweitens stellt sich 
mit jedem weiteren Kommunikations-
kanal auch immer die Ressourcen- bzw. 
Kapazitätsfrage. In großen Gemeinden 
mit eigenem Social Media Team fällt eine 
solche Verbreiterung des Angebots viel-
leicht weniger ins Gewicht, doch gerade 
in kleineren Gemeinden sind die Betreu-
ungskapazitäten schnell erschöpft. Eng 
damit verbunden ist der dritte und zen-
trale Aspekt der Qualitätssicherung. Jede 
Plattform funktioniert letztlich nach einer 
eigenen Logik, die sich darauf auswirkt, 
welche Inhalte und Formate gut funkti-
onieren. Dazu kommen unterschiedliche 
technische Anforderungen, die es zu be-
achten gilt und die im Übrigen auch ei-
ner ständigen Veränderung unterworfen 
sind. Mit jedem weiteren Kanal steigt da-
mit auch das Risiko, das jeweilige Poten-
tial nicht voll auszuschöpfen – weil man 
sich schlicht verzettelt. Statt der Erschlie-
ßung neuer Potentiale sollten erst einmal 
bestehende Möglichkeiten ausgeschöpft 
werden.

Mit anderen Worten: Gemeinden sollten 
sich erst einmal auf die Etablierung des 
Kanals konzentrieren, auf dem ein Groß-
teil ihrer Zielgruppen präsent ist. Diese 
Rolle kommt innerhalb der sozialen Medi-
en Facebook zu. Die Plattform mag für Ju-
gendliche nicht mehr die erste Wahl sein 
(Profile dürften sie jedoch immer noch 
haben), trotzdem besteht hier die größte 
Chance, um möglichst viele BürgerInnen 
zu erreichen und zu informieren. Voraus-

setzung der effektiven Nutzung ist die 
Auseinandersetzung mit den technischen 
und praktischen Rahmenbedingungen. 
Doch hier besteht auf kommunaler Ebe-
ne durchaus Lernpotential, wie ein aktu-
eller Blick in die Kommunikationspraxis 
baden-württembergischer Kommunen 
zeigt.

Im Rahmen einer von der Friedrich-Ebert 
Stiftung in Auftrag gegebenen Studie 
wurden die Facebook-Profile von 16 
Gemeinden im Hinblick auf das konkre-
te Nutzungsverhalten untersucht. Zwar 
haben die Ergebnisse aufgrund der ver-
gleichsweise geringen Fallzahl keinen 
Anspruch auf Verallgemeinerbarkeit, il-
lustrieren jedoch eindrücklich die Heraus-
forderungen, die selbst bei der Nutzung 
einer bereits seit über einem Jahrzehnt 
verfügbaren Plattform wie Facebook wei-
terhin bestehen.

Kommunen auf Facebook – alles an-
dere als Standard

Schon der Blick auf das Nutzungsverhal-
ten macht deutlich, dass Gemeinden die 
Plattform sehr uneinheitlich nutzen. Die 
beobachteten Gemeinden veröffentlichen 
im Untersuchungszeitraum durchschnitt-
lich rund 20 Beiträge pro Monat, doch 
weichen einzelne Gemeinden sehr stark 
von diesem Durchschnittswert ab. Eben-
so wenig lassen sich einheitliche Beitrags-
rhythmen erkennen. Größere Gemein-
samkeiten finden sich bei der Gestaltung 

Weiter, immer weiter!? kommunale  
Perspektiven auf digitale Kommunikation

Prof. Dr. 
Rafael Bauschke
 
Professor für Politische 
Kommunikation
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i Quellen:
Das andere Extrem bilden die 
zahlreichen baden-württember-
gischen Kommunen in denen 

die Kommunikation über soziale 
Medien noch überhaupt keine Rolle 
spielt [1]. 
I Tatsächlich fehlt es an belastbaren 
Daten zur Erwartungshaltung der 
BürgerInnen hinsichtlich des kommu-
nalen Angebots in sozialen Medien. 
In einer der wenigen verfügbaren 
Studien zu diesem Thema kommen 
die AutorInnen hierbei zu keinem 
eindeutigen Ergebnis [2].
II Das gilt letztlich auch für jene Ge-
meinden, die bisher noch nicht in den 
sozialen Medien präsent sind. 

[1] Bauschke R. Wie Bürgermeis-
ter*innen soziale Medien nutzen 
- Ergebnisse einer Online-Befragung 
baden-württembergischer Bürger-
meister*innen. Stuttgart: Fritz-Er-
ler-Forum Baden-Württemberg, 
Landesbüro der Friedrich-Ebert-Stif-
tung; 2021.
[2] Becker A, Böcker N, Nell R, Cetin 
F. Bürger*innen als Freunde? Wie 
soziale Medien das Verhältnis zwi-
schen öffentlichen Verwaltungen und 
ihren Followern verändern. Vhw FWS 
2021;5:270–4.

Information
Die hier vorgestellte Studie ist erhält-
lich unter
https://www.fes.de/fritz-erler-forum

und dem Aufbau der Gemeindeprofile. 
Betrachtet man eine schnelle Auffind-
barkeit und eine klare Strukturierung des 
Profils als „Mindestanforderungen“ eines 
gelungenen Facebook-Auftritts, können 
die untersuchten Gemeinden punkten. 

Fast alle Profile lassen sich auch dank des 
Einsatzes markanter Bilder und des Ge-
meindewappens bzw. -logos schnell als 
offizieller Auftritt identifizieren. Es wird 
eine überschaubare Anzahl von Unter-
seiten bzw. Kategorien eingesetzt und 
alle Startseiten enthalten wesentliche In-
formationen und Kontaktmöglichkeiten, 
die es BürgerInnen ermöglichen, schnell 
mit ihrer Gemeinde in Kontakt zu treten. 
Doch bei näherer Betrachtung werden 
handwerkliche Defizite deutlich. So ver-
fügen ein Viertel der untersuchten Profile 
über kein rechtlich gefordertes Impres-
sum. Eine Datenschutzrichtlinie oder Ne-
tiquette, die gerade bei der Regulierung 
des Kommentarverhaltens hilfreich sein 
kann, weisen weniger als die Hälfte der 
Profile auf.

Bei der grafischen Gestaltung der Profile 
lässt sich kein klarer Standard identifizie-
ren. Die Mehrheit der untersuchten Profile 
verzichtet auf Gestaltungsrichtlinien, die 
erwiesenermaßen zu einer besseren Ori-
entierung und besseren Wahrnehmbar-
keit der Inhalte führen. 

Einigkeit besteht jedoch in der inhaltli-
chen Ausrichtung und der bevorzugten 
Medienwahl. Im Vordergrund steht über-
wiegend die anlassbezogene Verbreitung 
von Informationen, während die aktive 
Förderung der Interaktion und Diskussion 
nur von einer Minderheit von Gemeinden 
verfolgt wird. Das Standardmedium der 
Gemeindekommunikation über Facebook 
sind Text-Bild-Kombinationen, interaktive-
re Formate wie z.B. Livestreams oder Be-
fragungen bilden die absolute Ausnahme. 
Ganz überwiegend gelingt es den Verant-

wortlichen, Informationen in einer Weise 
aufzubereiten, die auf Facebook funktio-
niert. So werden Texte meist kurz gehal-
ten und optisch sinnvoll strukturiert. Im-
mer wieder finden sich auf Profilen jedoch 
auch Negativbeispiele mit viel zu langen 
und nicht sinnvoll editierten Texten. Deut-
lich wird, dass Kommunen in der Breite 
selbst bei einem so etablierten Kanal wie 
Facebook noch keinen klaren Standards 
und Qualitätsansprüchen folgen – was 
zum einen für eine weiterführende Aus-
einandersetzung mit der effektiven Nut-
zung von Facebook und zum anderen 
gegen eine voreilige „Kanalerweiterung“ 
sprechen sollte. 

Fazit: Erst standardisieren, dann 
expandieren

Es ist unbestritten, dass sich Gemeinden 
mit den Möglichkeiten den sozialen Medi-
en und der digitalen Kommunikation ins-
gesamt auseinandersetzen müssen. Doch 
diese Auseinandersetzung sollte nicht zu 
schnell in die Breite, sondern zu allererst 
in die Tiefe gehen. Aus Sicht der Gemein-
den bildet Facebook an dieser Stelle einen 
sinnvollen Ausgangspunkt. Die Plattform 
bietet breite mediale Möglichkeiten und 
wird von vielen BürgerInnen genutzt. Es 
lohnt sich also, in ein gut geplantes, in-
haltlich durchdachtes und ansprechend 
gestaltetes Profil zu investieren. Damit 
schafft man nicht nur das Fundament für 
eine zeitgemäße digitale Kommunikation, 
sondern sammelt auch die nötigen Erfah-
rungen, die beim Aufbau weiterer nach-
haltig ausgerichteter Social Media Kanäle 
effizienzsteigernd wirken dürften. 

So nachvollziehbar der Wunsch nach Mo-
dernität auch sein mag, empfiehlt es sich 
nach wie vor Kommunikation in erster Li-
nie als ein Handwerk zu betrachten: Erst 
wenn man die wesentlichen Grundlagen 
beherrscht, sollte man sich an neue Auf-
gaben wagen.
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Erreichen des Kohäsionsziels 
in der Förderperiode 2021-2027

Im siebenjährigen Turnus werden die 
Schwerpunkte und Fördersumme der eu-
ropäischen Kohäsionspolitik zwischen der 
EU, den Mitgliedstaaten und den Regio-
nen neu ausgehandelt. Der Europäische 
Regionalfonds (EFRE) und der Europäische 
Sozialfonds (ESF) bilden dabei die zentra-
len Förderinstrumente, von denen auch 
das Land Baden-Württemberg, einschl. der 
Kommunen, profitiert. Für die Förderperi-
ode 2021-2027 wurde der Verhandlungs-
prozess bereits 2018 durch die Europäische 
Kommission eingeläutet, bevor die Verord-
nungen für die Strukturfonds im Juni 2021 
im europäischen Gesetzgebungsprozess 
verabschiedet wurden. Der Vollzug die-
ser Strukturfondsverordnungen stellt die 
Bundesländer vor Herausforderungen und 
benötigt ein interdisziplinäres Vertiefungs-
wissen der handelnden Akteure in den 
Ministerien. Der Verordnungsvollzug wird 
mit der Erstellung und Durchführung Ope-
rationeller Programme sichergestellt, die in 
Abstimmung mit der Kommission für eine 
Förderperiode von den Bundesländern er-
stellt werden müssen. 

Am Institut für Anpassungsherausforde-
rungen durch europäische Politiken und 
weltweite Migration bildet die Zukunft der 
europäischen Kohäsionspolitik seit mehre-
ren Jahren einen Forschungsschwerpunkt. 
Zuletzt haben die beiden Verfasser mit 
einem Artikel in der rechtswissenschaft-
lichen Zeitschrift „Europarecht“, die im 

Nomos-Verlag erscheint, einen Beitrag zur 
Verständnisschärfung des Kohäsionsziels 
geleistet, indem sie die Tatbestandsmerk-
male des wirtschaftlichen, sozialen und 
territorialen Zusammenhalts ordnungspo-
litisch eingeordnet und ausgelegt haben. 
Ergebnis ist eine zum größten Teil Neube-
wertung des Kohäsionsziels. 

Ordnungspolitischer Rahmen zur 
Auslegung der Tatbestandsmerkmale

Die Zielbestimmung des Art. 174 Abs. 1 
AEUV wird als Kohäsionsziel bezeichnet. 
Hinzu kommt das Konvergenzziel aus Abs. 
2, das auf die Verringerung von Unter-
schieden im Entwicklungsstand der ver-
schiedenen Regionen und den Rückstand 
der am stärksten benachteiligten Gebiete 
abzielt. Eine Auslegung der Tatbestands-
merkmale des Art. 174 Abs. 1 AEUV kann 
nur in den Grenzen des ordnungspoliti-
schen Rahmenwerks der Wirtschaftsver-
fassung der EU erfolgen. Die Wirtschafts-
verfassung ordnet das Wirtschaftsleben 
auf Basis von Rechtsregeln, anhand derer 
die ökonomischen Aktivitäten einer Volks-
wirtschaft gesteuert werden sollen. Ihre 
Grundpfeiler sind in Art. 3 EUV geregelt. 
Sie zielen nach herrschender Meinung in 
den (Europa-)Rechtswissenschaften auf 
die Errichtung eines Binnenmarkts mit of-
fenem Wettbewerb ab. Sozioökonomische 
Ungleichgewichte im Entwicklungsstand 
der einzelnen Regionen können den Bin-

nenmarkt beeinträchtigen, weshalb sie ab-
gebaut werden müssen. Die Strukturfonds 
EFRE und ESF, die die prozesspolitischen 
Instrumente der Kohäsionspolitik bilden, 
sollen benachteiligte Gebiete fördern, da-
mit der Wettbewerb im Binnenmarkt tat-
sächlich funktionieren kann. Der Kohäs-
ionspolitik kommt damit eine wichtige 
Steuerungsfunktion zur Durchsetzung der 
ordnungspolitischen Ziele der Wirtschafts-
verfassung der EU zu. Dies zeigt sich auch 
darin, dass die Mittelausstattung mit Ver-
lauf der letzten Förderperioden auf rund 
ein Drittel der Haushaltsmittel angewach-
sen ist. Auf Deutschland entfallen davon 
16,4 Mrd. Euro. 

Wirtschaftlicher Zusammenhalt

Die Kohäsionspolitik hat sich als Bestand-
teil europäischer Wirtschaftspolitik eta-
bliert. Ihre Ziele sind eng verbunden mit 
den wachstumspolitischen Prioritäten der 
Europäischen Kommission. Die unter den 
wirtschaftlichen Zusammenhalt fallenden 
Strukturfondsinterventionen werden aus 
dem EFRE und dem Kohäsionsfonds ge-
tätigt. Der EFRE soll zur strukturellen An-
passung der rückständigen Gebiete und 
zur Umstellung der Industriegebiete mit 
rückläufiger Entwicklung zum Ausgleich 
der regionalen Unterschiede in der EU bei-
tragen. Es ist daher folgerichtig, dass mit 
EFRE-Mitteln eine Förderung von kleinen 
und mittleren Unternehmen, Innovation, 

Prof. Dr. 
Volkmar Kese
 
Leiter des Instituts für 
Anpassungsherausfor-
derungen durch euro-
päische Politiken und 
weltweite Migration

Dr. Daniel 
Zimmermann
 
Geschäftsführer des 
Instituts 
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Forschung, Digitalisierung und Umwelt-
projekten betrieben wird. Der Kohäsions-
fonds hingegen zielt vorrangig auf trans-
europäische Verkehrsverbindungen und 
Umweltinfrastrukturprojekte in rückstän-
digen Mitgliedstaaten ab. 

Sozialer Zusammenhalt

Innerhalb der Wirtschaftsverfassung der 
EU zielt das Tatbestandsmerkmal des so-
zialen Zusammenhalts auf die Beschäfti-
gungsbefähigung der Arbeitskräfte ab. 
Der ESF - als hauptsächlicher Strukturfonds 
zur Stärkung des sozialen Zusammenhalts 
- darf deshalb nicht als sozialpolitisches 
Instrument missverstanden werden. Er ist 
gem. Art. 162 AEUV ein beschäftigungs- 
und arbeitsmarktpolitisches Instrument, 
das die räumliche und funktionale Mo-
bilität der Arbeitskräfte im Binnenmarkt 
sicherstellen soll. Dies korrespondiert mit 
der fehlenden Kompetenz der EU, eine 
eigenständige Sozialpolitik zu betreiben. 
Beim Verordnungsvollzug darf folglich 
nicht das deutsche Sozialverständnis an-
gelegt werden, sondern das europäische 
Sozialverständnis, das im Einklang mit der 
Wirtschaftsverfassung der EU eng auf die 
Beschäftigung bezogen ist. 

Territorialer Zusammenhalt 

Das Tatbestandsmerkmal des territoria-
len Zusammenhalts wurde erst 2009 mit 

dem Vertrag von Lissabon eingeführt. Es 
fehlt hier auch in den europarechtlichen 
Kommentaren an einer Begriffsklarheit. 
Da die Auslegung dieses Tatbestands-
merkmals in den Grenzen der Wirt-
schaftsverfassung erfolgen muss, plädie-
ren die Verfasser dafür, den territorialen 
Zusammenhalt nicht nur auf Bereiche der 
grenzüberschreitenden und interregio-
nalen Zusammenarbeit zu beziehen, wie 
es allerdings häufig in der Praxis erfolgt. 
Vielmehr erfordert es die Wirtschafts-
verfassung, dass der wirtschaftliche und 
soziale Zusammenhalt auf dem Gesamt-
territorium der EU gewährleistet werden 
muss, auf dem der Binnenmarkt errichtet 
werden soll. Die Strukturfondsinterventi-
onen sollen daher in territorialer Hinsicht 
verhindern, dass einzelne Regionen ge-
genüber anderen wirtschaftlich abfallen. 
Gerade ein solches Auseinanderdriften 
der Regionen muss im Binnenmarkt ver-
hindert werden, um eine harmonische 
Entwicklung der EU als Ganzes zu er-
möglichen. Ein solches weites Verständ-
nis des territorialen Zusammenhalts 
erfordert es auch, dass während der 
Planung einer neuen Förderperiode auf 
Landesebene innerhalb eines Förderge-
biets die Fördermittel der europäischen 
Strukturfonds so verwendet werden 
sollten, dass Disparitäten in Bereichen 
der Einkommensverteilung und Arbeits-
losigkeit abgemildert werden können. 
Nur auf diese Weise können durch die 

Kohäsionspolitik Wohlfahrtseffekte im 
Binnenmarkt ermöglicht werden. 

Politikziele der Förderperiode 
2021–2027

Die Auslegung der Tatbestandsmerkma-
le ist notwendig, um die einzelnen Po-
litikziele der Förderperiode 2021-2027 
zu verstehen und sie in den regionalen 
Förderstrategien zu berücksichtigen. Wie 
aus der Grafik hervorgeht, sollte eines 
der Politikziele nicht exklusiv einem Tat-
bestandsmerkmal zugeordnet werden. 
Vielmehr sollen die einzelnen Fördermaß-
nahmen unter den einzelnen Prioritäten 
so ausgestaltet werden, dass die einzel-
nen Tatbestandsmerkmale erreicht wer-
den. Dies bedeutet vor allem, dass aus 
Gründen des territorialen Zusammenhalts 
nicht nur eine Förderung von ohnehin 
prosperierenden Leuchttürmen erfolgen 
sollte. 

Das Zusammenwirken der fünf Politikziele

i Quellen:
Zimmermann/Kese, Das Kohäs-
ionsziel des Art. 174 AEUV im 
Kontext seiner ordnungs- und 

prozesspolitischen Einordnung in den 
EUV/AEUV, in Europarecht 2/2021,  
S. 149-169
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Beim Projekt TagesJob 2.0 handelt es sich 
um ein Projekt, das aus Mitteln des Euro-
päischen Sozialfonds für Baden-Württem-
berg (ESF) sowie vom Jobcenter Pforzheim 
über § 16h SGB II finanziert wird. Das Pro-
jekt wurde im Sommer 2019 gestartet und 
dauert bis Ende 2021. Projektträger sind 
die Pforzheimer Einrichtungen Q-Prints & 
Service gGmbH und Plan B gGmbH. Eini-
ge der vom Autor ermittelten Ergebnisse 
werden im Folgenden vorgestellt.

Ziel

Das Projekt richtet sich an schwer erreich-
bare junge Menschen (16 bis 25 Jahre alt) 
und unterstützt sie, ihre Schwierigkeiten 
zu überwinden, um eine Qualifikation ab-
zuschließen, ins Arbeitsleben einzumün-
den oder Sozialleistungen in Anspruch zu 
nehmen sowie die Annahme von Betreu-
ungs- und Unterstützungsleistungen (z. B. 
therapeutische Hilfen) zur Überwindung 
ihrer Problemlagen. Diese umfassen ne-
ben berufsbezogenen Fördermaßnahmen 
auch die Vermittlung in Beratung und Ein-
richtungen.

Zielgruppe

Das Projekt adressiert gesellschaftlich 
benachteiligte Jugendliche und junge Er-
wachsene, die wenig familienorientiert 
sind und oft ihren Lebensmittelpunkt 
„auf der Straße“ haben. Sie sind meist in 
schwierigen Lebenslagen, erleben subjek-
tiv ihre Lebenssituation als perspektivlos 

Wir für Sie und zwar für alle! 
Barrierefreiheit, ein Prozess

und haben oft der Schule, Arbeitswelt 
oder ihren Familien den Rücken gekehrt. 
Typisch sind prekäre Wohnverhältnis-
se (55 % der Teilnehmenden sind ohne 
Wohnsitz), ungünstige Bildung (20 % sind 
ohne Schulabschluss), unklare Berufspers-
pektive, Schulden, Drogenkonsum, Straf-
fälligkeit und psychische Verhaltensauffäl-
ligkeiten. Sie werden von konventionellen 
Angeboten von Behörden oder dem Wohl-
fahrtssystem nicht oder nur unzureichend 
erreicht und dies stellt alle Beteiligten vor 
besondere Herausforderungen. Die Co-
vid19-Pandemie hat die Problemlagen ver-
schärft und die Zugänglichkeit der Ange-
bote und Leistungen behindert.

Evaluation

Zu den genannten Personengruppen 
liegen relativ wenige veröffentlichte 
Evaluationsberichte vor, die über Projekt-
beschreibungen und einer einfachen Er-
gebnisdarstellung hinausgehen. Deshalb 
ist eine externe Evaluation beim Autor 
beauftragt worden, die durch den ESF 
gefördert wird. Die Evaluation beinhaltet 
neben der sekundäranalytischen Auswer-
tung von Daten eine Befragung von Mit-
arbeitenden der Projektbeteiligten und 
des Jobcenters sowie der Teilnehmenden 
selbst. Die Pandemie führte auch für die 
Evaluation zu Schwierigkeiten, um Befra-
gungen konform zur Corona-Verordnung 
durchzuführen.

Zugang

Die jungen Menschen werden durch  
Streetworker*innen sowie Mitarbeitende 
der Jugendhilfe und Suchthilfe an infor-
mellen Treffpunkten in ihrer Lebenswelt, 
vor allem durch aufsuchende Arbeit, er-
reicht. Ein weiterer Zugang erfolgt bei Be-
wohner*innen eines Übergangswohnens 
über diese Einrichtung. Der Zugang ist im 
Rahmen der Einschränkungen der Pande-
mie für die Projektbeteiligten erschwert 

worden, was sich durch das ganze Projekt 
als zusätzliches Hindernis zeigt.

Aktivitäten zur Zielerreichung

Wie der Projektname schon andeutet, 
steht „Arbeit“ im Mittelpunkt des Pro-
jekts. Die Tätigkeiten sind Entrümpelung 
von Wohnungen der Wohnungsbauge-
sellschaften oder Pflegeheimen von ande-
ren sozialen Trägern. Die Tätigkeiten des 
TagesJobs sind daneben haushaltsnahe 
Dienstleistungen, Reinigungsarbeiten, 
Gartenarbeiten, Aufräum- und haushalts-
nahe Transportarbeiten, sowie einfache 
Maler-, Tapezierarbeiten- und Renovie-
rungstätigkeiten. Projektmitarbeitende 
führen mit den Teilnehmenden Arbeits-
aufträge durch und übernehmen deren 
praktische Anleitung sowie die tägliche 
Lohnauszahlung, wenn sie am jeweiligen 
Tag arbeitsfähig sind. Durch die tägliche 
Auszahlung des Zuverdienstes werden die 
Motivation und die Arbeitsleistung sofort 
belohnt. Alle Teilnehmenden werden sozi-
alpädagogisch betreut und begleitet.

Ergebnisse

Rund 32 % der ausgetretenen Teilneh-
menden haben nach dem Projekt – Re-

Andreas Hammer
 
Selbstständiger Berater 
und Lehrbeauftragter 
an der HVF

Projekt mit Außenwirkung: auch Renovie-
rungsarbeiten zählen zum Portfolio
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gelteilnahmedauer sechs Monate - eine 
Beschäftigung oder Ausbildung aufge-
nommen. Weitere 10 % der Teilnehmen-
den sind in Maßnahmen des Jobcenters 
eingemündet. Andere haben ein Prak-
tikum oder Sprachkurs begonnen sowie 
wieder die Schule besucht. Lediglich 5 % 
haben ihre Projektteilnahme vorzeitig ab-
gebrochen. Der Rest ist noch im Projekt. 

Positiv ist zu konstatieren, dass rund 42 % 
der Wohnsitzlosen eine ungeförderte so-
zialversicherungspflichtige Beschäftigung 
aufgenommen hat.

Über die arbeitsmarktbezogenenen Er-
gebnisse hinaus wurde die Lebenssituati-
on von vielen Teilnehmenden verbessert: 
fast zwei Drittel der Ausgetretenen haben 
Leistungen nach SGB II in Anspruch ge-
nommen, ein Fünftel (22,8 %) hat einen 
festen Wohnsitz bekommen und Therapi-
en wurden eingeleitet.

Diskriminierungsmerkmale wie fehlender 
Schulabschluss, ausländische Staatsan-
gehörigkeit, weibliches Geschlecht und 

Wohnsitzlosigkeit wirken hemmender, 
wenn es um die Einmündung auf dem 
ersten Arbeitsmarkt geht.

Dennoch ist es im Projekt gelungen, auch 
Teilnehmende mit diesen Diskriminie-
rungsmerkmalen sowie überproportional 
Langzeitarbeitslose in Arbeit zu vermit-
teln.

Erfolgsfaktoren

Als besonders förderlich zur Erreichung 
der Ziele empfinden die befragten Mitar-

beitenden das tägliche Einkommen für die 
Teilnehmenden und die Niedrigschwellig-
keit des Projekts, sowie die Dynamik der 
Teilnehmenden innerhalb der Gruppe als 
gegenseitigen Ansporn:
„Das hat schon intern in der Gruppe so 
eine Dynamik ausgelöst, dass man sich 
nicht nur hängen lassen will. Es gibt schon 
so ein paar, die sich nur hängen lassen, 
aber die sind dann auch in der Gruppe 
schlechter angesagt.“ (Interviewperson 1)

Lob, Wertschätzung und Geduld seien 
wichtig, ebenso freundlich formulierte 
Kritik. Außerdem sei eine funktionierende 
Zusammenarbeit mit dem Jobcenter ent-
scheidend:
„Ich glaube derzeit läuft das sehr gut. 
Man braucht kurze Wege. Es wäre gut, 
wenn man nicht ganz so viele Formalitä-
ten zu erledigen hätte, weil das schreckt 
unsere Klienten auch teilweise sehr ab 
[…]. Also wichtig ist, dass diese Zeitspan-

nen sehr kurz bleiben und ich glaube, das 
funktioniert gerade ganz gut.“ (Interview-
person 2)

Ein Teilnehmer formuliert im Interview die 
Erfolgsfaktoren wie folgt:
„Indem ich selber an mich geglaubt habe 
und die anderen an mich geglaubt haben. 
Die haben mir das Gefühl gegeben, dass 
ich wichtig bin, dass ich wie jeder andere 
dazu gehöre. Das hat sich sehr gut ange-
fühlt. Ich hab‘ mich auch von Anfang an 
sehr gut verstanden mit den Chefs, auf 
einer Wellenlänge.“

Die zuständigen Expert*innen des Jobcen-
ters haben folgende Faktoren angeführt:
•	 niederschwelliges Angebot mit der 

Möglichkeit des Hinzuverdienstes
•	 Umfangreiche Unterstützung auch im 

Hinblick auf Gewinnung von Selbstver-
trauen.

•	 Verständnis und Motivation des Ju-
gendlichen zur Verhaltensänderung 
und Angehen der Probleme. Dies muss 
immer wieder erklärt werden. Also auf-
klärende Wirkung

•	 Ziele, die sie verfolgen möchten
•	 Unterstützung, wo sie gebraucht wird 

(aus Sicht des Klienten und nicht aufge-
zwungene Hilfe)

•	 Vorbilder!!!
•	 Aufbau der Tagesstruktur
•	 Wertschätzung durch die Arbeit und ei-

genes Geld damit zu verdienen
•	 Aufbau von Selbstvertrauen, Stärkung 

von Selbstvertrauen
•	 Die Betreuung durch Sozialarbeiter auf 

partnerschaftlicher Ebene, Vertrau-
ensaufbau und dadurch das Annehmen 
von Hilfe.

Entsprechend zufrieden sind die Mitarbei-
tenden im Jobcenter mit dem Projekt. Sie se-
hen aber auch eine große institutionelle Lü-
cke zwischen dem SGB II und dem SGB VIII.

Fazit

Diese Ergebnisse zeigen, dass die Ziel-
gruppe mit dem Konzept erreichbar ist 
und an Arbeit, Qualifikation sowie Sozi-
alleistungssysteme erfolgreich herange-
führt werden können. Berücksichtigt man 
die pandemie-bedingten Einschränkun-
gen wird das Potenzial des Projektes noch 
deutlicher. Eine Fortsetzung des Projektes 
ist zu empfehlen.

TagesJoB 2.0 hilft Teilnehmenden auf neue Wege

Dank neuer Aufgaben mehr Stabilität im 
Alltag 
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soll dabei der Wissenstransfer gefördert 
werden.

Einbindung in die Hochschullehre

Eine besondere Chance bietet hierbei 
der im vergangenen Jahr gestartete Stu-
diengang Digitales Verwaltungsmanage-
ment, der die Digitalisierungs-Fachleute 
von morgen ausbildet und einen großen 
Teil der nötigen Kompetenzen vermittelt. 
In der achtstündigen Vorlesung zum IT-
Recht wurden im Sommersemester etwa 
agile Softwareverträge, digitale Identitä-
ten oder das Online-Zugangsgesetz be-
handelt. 

Die Perspektive der Rechtspraxis vermit-
telten dabei verschiedene hochrangige 
Gastreferenten: Herr Richter am Bundes-
gerichtshof Bernd Odörfer informierte 
über richtungsweisende urheberrechtli-
che Entscheidungen des hierfür zustän-
digen I. Senats, dem er angehört. 

Welche Bedeutung die Entwicklung im 
IT-Recht für die Anwaltschaft hat, be-
leuchtete Clemens Pfitzer, Fachanwalt 
für IT-Recht (Kanzlei Kurz Pfitzer Wolf & 
Partner, Stuttgart) kenntnisreich. Martin 
Bendel, Erster Bürgermeister der Stadt 
Ulm und vor vielen Jahren selbst einmal 
Absolvent der Ludwigsburger Hochschu-
le für Verwaltung und Finanzen, berich-
tete aus erster Hand über die Visionen 
zur Digitalisierung seiner Stadt und das 
bisher Erreichte. 

Im Proseminar des Wintersemesters ste-
hen unter anderem neben „Aufregern“ 
wie Persönlichkeitsrechtsverletzungen 
im Internet oder virtuellen Gemeinde-
ratssitzungen vor allem die zum 1. Janu-
ar 2022 in Kraft tretenden Schuldrecht-
sänderungen im BGB zu Verträgen über 
digitale Produkte und Waren mit digita-
len Elementen im Fokus der Veranstal-
tungen.

Fachforum

Institut für IT- und Datenschutzrecht 
gegründet

Gerade die Corona-Pandemie hat Defizite 
in der Digitalisierung schonungslos offen-
gelegt. Deutschland liegt im europäischen 
Vergleich nur im Mittelfeld und hat erheb-
lichen Nachholbedarf, etwa bezüglich der 
Infrastruktur, bei e-Government-Diensten 
oder der Adaption digitaler Geschäftsmo-
delle durch die hiesige Wirtschaft. 

In technischer und sozialer Hinsicht stehen 
wir vor großen Herausforderungen, gilt es 
doch, die vielfältigen Entwicklungschancen 
zu erkennen und nutzbringend zu machen. 
Eine hohe gesellschaftliche Akzeptanz 
setzt aber verantwortungsvolles und in 
rechtlicher Hinsicht abgesichertes Handeln 
voraus.

Das im Sommer 2021 gegründete Insti-
tut für IT- und Datenschutzrecht (init.d) 
hat sich zum Ziel gesetzt, die techni-
schen Entwicklungen und ihre sozialen 
Auswirkungen zu verfolgen sowie die 
rechtlichen Rahmenbedingungen zu 
analysieren. Zu diesem Zweck werden in 
anwendungsorientierter Weise aktuelle 
Rechtsfragen der Informationstechnolo-
gie und des Datenschutzes aufgegriffen. 

Durch wissenschaftliche Publikationen, 
Fachvorträge, Kooperationen mit öffent-
licher Verwaltung und Hochschulen so-
wie einschlägigen Lehrveranstaltungen 

Den Herausforderungen der Digitalisierung 
begegnen 

Prof. Dr. Judith 
Klink-Straub 
 
Leiterin des Instituts für 
IT- und Datenschutz-
recht

Aktuelles Forschungsgebiet: Bezah-
len mit Daten 

Jüngst wurde in einem Beitrag für die 
NJW die neue Rechtslage im digitalen 
Vertragsrecht umfassend dargestellt und 
insbesondere das Spannungsverhältnis 
zum Datenschutzrecht beleuchtet. Hin-
tergrund ist, dass es Verbraucherinnen 
und Verbrauchern nun ermöglicht wer-
den soll, digitale Produkte, also Inhalte 
und Dienstleistungen wie zum Beispiel 
Videos oder soziale Netzwerke, statt mit 
Geld auch explizit mit Preisgabe ihrer per-
sonenbezogenen Daten zu bezahlen. 

Auch in solchen Konstellationen sol-
len Gewährleistungsrechte greifen und 
gleichzeitig die Betroffenen- und Persön-
lichkeitsrechte gewahrt bleiben. Noch 
sind aber viele Rechtsfragen ungeklärt, 
etwa die Frage, in welchem schuldrecht-
lichen Verhältnis die Bereitstellung eines 
digitalen Produkts zur Bereitstellung der 
Daten steht und ob der Unternehmer 
etwa einen einklagbaren Anspruch auf 
die persönlichen Daten hat. 

Ausblick

Forschungsschwerpunkte im Jahr 2022 
sollen daher weiter Fragen der Digitalisie-
rung im Vertragsrecht sein und insbeson-
dere das „Datenschutzschuldrecht“. Aber 
auch die Datenschutzrechte speziell von 
Kindern sowie der Einsatz von sozialen 
Medien durch Kommunen soll näher un-
tersucht werden. 

Studierende, die an aktuellen Themen aus 
dem Bereich IT- und Datenschutzrecht, 
etwa für ihre Bachelorarbeit, interessiert 
sind, sind herzlich zur Mitwirkung im Ins-
titut eingeladen.
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Anzeigen

Abschluss in der Tasche? 
Wir bieten abwechslungsreiche  
Aufgaben in Stuttgart, Karlsruhe  
und Freiburg!

Noch nicht auf Jobsuche? 
Wir bieten spannende Praktika  
für die Schwerpunkte: 
•  Leistungsverwaltung in den  
 Bereichen Behinderung,  
 Jugend und Pflege
•  Wirtschaft und Finanzen
•  Personal und Organisation

Bei uns kannst du  
all deine Stärken  
auf den Tisch packen!

KVJS 
Kommunalverband  
für Jugend und Soziales  
Baden-Württemberg 

www.kvjs.de/karriere

Arbeiten 
in und für 
Heidelberg
bürgernah und innovativ

Fo
to

: A
ch

im
 M

en
de

– spannende Einsatzmöglichkeiten
– gute Karrierechancen
– persönliche Weiterentwicklung
– familienfreundliche Arbeits-     

bedingungen
– hohe Arbeitszufriedenheit
– vielfältige Gesundheits- und 

Sportangebote
– außerdem: interessante Praktikums-

plätze für die 2. Praxisphase

Neugierig geworden? 
Über Bewerbungen freuen wir uns! 

Ansprechpartnerin:
Kira Zöller 
Telefon 06221 58-11035
kira.zoeller@heidelberg.de

www.heidelberg.de 
www.heidelberg.de/ausbildung
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vitäten hin zur Wohnsituation und zum 
Arbeitsalltag. Gleichzeitig werden nicht 
nur rechtlich verpflichtende Maßnahmen, 
sondern auch Marketing- und Förder-
möglichkeiten vorgestellt. Abgerundet 
wird der Inklusionsguide durch den nach-
folgend skizzierten 9-Schritte-Plan, der 
Kommunen eine erste Orientierungshilfe 
bei der Umsetzung ihrer Ideen bietet. 

Neun Schritte für mehr Teilhabe- und 
Entwicklungsmöglichkeiten

Als wesentliche Anregungen für die Pla-
nung und Strukturierung von Inklusions-
projekten lassen sich folgende aufeinan-
der aufbauende Aspekte hervorheben. 

1.	 Ideen sammeln für ein inklusives Pro-
jekt – Leitidee, Bestandsaufnahme
Die Verschriftlichung einer Idee und 
eines Mottos hilft, das Projekt vor-
anzubringen – beispielsweise: „Wir 
wollen als Gemeinde vor Ort Inklusion 
leben”. Ein solches Motto bildet auch 
den Ausgangspunkt für die weitere 
operative Ausgestaltung des konkre-
ten Projekts.  

Fachforum

Die Basis von Inklusion stellt sowohl das 
Anerkennen von Unterschieden, als auch 
von Gemeinsamkeiten in den Vorder-
grund. Jeder Mensch sollte die Möglich-
keit haben, ohne Hindernisse am Leben in 
der Gesellschaft teilnehmen zu können. 
Dabei gilt es, räumliche und strukturelle 
Barrieren auf ein Minimum zu reduzieren 
und vielfältige Teilhabe- und Entwick-
lungsmöglichkeiten zu schaffen. Damit 
wird die Grundlage für das Wohlergehen 
künftiger Generationen geschaffen. 

Auch wenn das Thema Inklusion in der 
Zwischenzeit breiter öffentlich diskutiert 
wird, erweist sich die Realisierung als 
eine langfristige und umfassende Auf-
gabe, die nicht zuletzt auch nach einem 
gesellschaftlichen und politischen Pers-
pektivwechsel auf allen Ebenen verlangt. 
Gerade im kommunalen Kontext, der die 
Lebensumstände und -wirklichkeiten in 
besonderer Weise prägt, ergeben sich 
vielfältige Ansatzpunkte, um aktiv auf 
eine inklusivere Gesellschaft hinzuwirken. 
Neben der zweifelsohne vorhandenen 
Bereitschaft kommunalpolitischer und 
gesellschaftlicher Akteure sowie der Ver-
waltung erfordert mehr Teilhabe aber vor 
allem eine klare Vorstellung davon, wie 
diese Aufgabe konstruktiv und zielgerich-
tet angegangen werden kann. 

Im Rahmen des Fachprojekts „Inklusion 
aus der Sicht kleiner Gemeinden“ entwi-
ckelten Studentinnen und Studenten der 
HVF Ludwigsburg hierzu einen Inklusi-
onsguide, der sowohl kommunale Gestal-
tungsmöglichkeiten, als auch konkrete 
Schritte für Entwicklung von Inklusions-
projekten aufzeigt. Dabei erstreckt sich 
die Ideensammlung über die Gestaltung 
des öffentlichen Raums und Freizeitakti-

Mit kleinen Schritten großes bewegen – 
Inklusion auf kommunaler Ebene

2.	 Zugänglichkeit zum inklusiven Projekt 
schaffen
Bei inklusiven Projekten ist es wichtig, 
betroffene Personenkreise – beispiels-
weise Menschen mit Behinderung, 
Seniorinnen und Senioren sowie Fa-
milien – in den Prozess der Planung 
einzubeziehen. Hierfür müssen die 
richtigen Kanäle und Zielgruppen 
identifiziert sowie die richtige Anspra-
che geplant werden. 

3.	 Kommunikation ist das A und O
Ein Projekt lebt von Kommunikati-
on. Um diese zu garantieren und alle 
einzubeziehen, ist eine gemeinsame 
Sprache wichtig. Hilfreich dabei ist die 
Festlegung und Einhaltung von Ge-
sprächsregeln.

4.	 Ideensammlung konkretisieren
Durch Kategorisierung gelingt es, 
Struktur in die gesammelten Ideen 
zu bringen. Entscheidend ist hierbei 
vor allem, einzelne Aufgaben und Ar-
beitsschritte sinnvoll nach ihrer Um-
setzbarkeit zu priorisieren.

5.	 Der bzw. die Inklusionsbeauftragte
Nach der Strukturierung trägt der 
bzw. die Inklusionsbeauftragte die 
Ideen der Verwaltungsspitze und dem 
Gemeinderat vor. Mit diesen werden 
konkrete Details zu den Ideen be-
sprochen, die Ausgangsbedingungen 
analysiert und genau festgelegt, was 
verändert werden soll. Es werden 
Missstände aufgedeckt und der Rah-
men für einen erfolgversprechenden 
Projektverlauf – beispielsweise ver-
fügbare Ressourcen und Zeitplan – 
gebildet. Versteckte Kostenfallen soll-
ten benannt und Lösungen entwickelt 
werden.

6.	 Organisationsplan: Die Gemeinde 
wird handlungsfähig
Für die Planung des inklusiven Pro-

Von red

i Informationen:
AnsprechpartnerInnen an der HVF
• Prof. Dr. Carolin Marie Engler, 
Professur für Öffentliches Recht 

mit Schwerpunkt Sozialrecht
• Prof. Dr. Matthias Müller, Professur 
für Kommunalrecht

Der Inklusionsguide ist verfügbar un-
ter: https://www.hs-ludwigsburg.de/
fileadmin/user_upload/Inklusionsgui-
de_-_Mit_kleinen_Schritten_Grosses_
bewirken.pdf
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Fachforum/Anzeige

jekts erweist es sich als hilfreich, Per-
sonen hinzuzuziehen, die innerhalb 
und außerhalb der Verwaltung als 
treibende Kräfte und Sponsoren des 
Projekts aktiv werden können. Durch 
entsprechende Teambildung entsteht 
eine schlagkräftige Struktur. 

7.	 Smarte Ziele setzen 
Um den Erfolg des Projektes über-
prüfbar zu machen, ist es wichtig, Zie-

le zu definieren. Etappen-Ziele führen 
zu Teilerfolgen und daher zu einer an-
haltenden Motivation. 

8.	 Kontrolle - Sind wir noch auf dem 
richtigen Weg?
Ist das Projekt im vollen Gange, ist 
es wichtig, den Prozess im Auge zu 
behalten. Dabei kann es helfen, sich 
das Leitbild nochmals vor Augen zu 
führen. Schwierigkeiten während der 

Umsetzung des Projekts sind üblich. 
Treten diese auf, sollten die Betroffe-
nen um Hilfe gebeten und eine offene 
Kommunikation mit allen Beteiligten 
geführt werden. 

9.	 Nach der Arbeit ist vor der Arbeit 
Ob Fehler unterliefen oder nicht - eine 
Nachbesprechung des Projektes hilft 
allen Beteiligten, künftige Projekte 
ebenso erfolgreich abzuschließen. 

Leistung
Wir fordern und fördern – 
Leistung zahlt sich bei uns aus.

Karriere
Wir bieten individuelle 
Entwicklungsmöglichkeiten – 
Karriere hat bei uns viele Gesichter.

Flexibilität
Wir bieten flexible 
Rahmenbedingungen – 
in jeder Lebenssituation.

Verlässlichkeit
In unseren Teams werden Vertrauen, 
Wertschätzung und Sicherheit groß geschrieben – 
darauf ist Verlass.

Vielfalt
Unsere Mitarbeiter, Aufgaben 
und Chancen sind vielfältig – 
das ist unsere Stärke.

�u�hen �ie eine neue berufli�he Herausforderung oder m��hten �ie ein �raktikum bei uns absol�ieren�
�ann finden �ie weitere Informationen zum Landratsamt �arlsruhe sowie über den Landkreis auf unserer 
Homepage www.landkreis-karlsruhe.de. Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung über unser Online-Bewerberportal.

Anzeige
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Studium

Zwei Jahre ist es her, dass Absolventen 
ihren Bachelorabschluss in Präsenz feiern 
konnten. Am 29. September 2021 erhiel-
ten 58 junge Menschen des Studiengangs 
Rentenversicherung und 47 des Studien-
gangs Allgemeine Finanzverwaltung in der 
Musikhalle Ludwigsburg den Lohn für ihr 
dreijähriges Studium. Schon lange vor der 
Saalöffnung tummeln sich feierlich geklei-
dete Menschen vor der Musikhalle in Lud-
wigsburg. Die Stimmung unter den Absol-
venten ist ebenso aufgeregt wie freudig. 
Bevor es dann in den Saal geht, findet die 
obligatorische 3-G-Kontrolle durch Mitar-
beiter der Hochschule statt. Dank guter 
Organisation werden Schlangen vor dem 
Gebäude vermieden, allerdings gilt wäh-
rend der gesamten Veranstaltung auch an 
den Plätzen die Maskenpflicht.

„Wir sind auf dem Weg zur Normalität, 
aber es ist noch ein Stück zu bewältigen.“ 
Mit diesen Worten begrüßte Professor 
Dr. Wolfgang Ernst, der Rektor der HVF 
und äußerte gleichzeitig sein Bedauern 
darüber, dass die Angehörigen, ebenso 
wie Festredner und Preisstifter, aufgrund 
der Corona-Vorschriften nicht teilneh-
men durften. Dank eigens eingerichtetem 
Livestream konnten sie die Feier aber zu-
mindest online verfolgen. 

Im Studiengang Rentenversicherung haben 
58 Studierende an den Abschlussprüfun-
gen teilgenommen. Die Durchschnittsge-
samtnote war 2,18 und viermal gab es die 
Note sehr gut. Besonders erfreulich: Von 
der Deutschen Rentenversicherung Ba-
den-Württemberg haben alle Absolventin-
nen und Absolventen ein Übernahmean-
gebot erhalten. Eine ganze Reihe möchte 
aber an weiterführenden Masterstudien-

Auf dem Weg 
zur Normalität

gängen teilnehmen. 47 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer an den Abschlussprüfun-
gen gab es beim Studiengang Allgemeine 
Finanzverwaltung (AFV). Zweimal wurde 
die Note sehr gut vergeben und 2,2 war 
die Durchschnittsgesamtnote. 85 % der 
Absolventinnen und Absolventen bleiben 
im Landesdienst.

Moderiert wurde die Veranstaltung von 
der Absolventin Saskia Vohmann und dem 
Absolventen Patrick Kerti. Beide waren 
dann auch mächtig stolz, nach der Be-
grüßung die Videoeinspielung des neuen 
baden-württembergischen Finanzminis-
ters, Dr. Danyal Bayaz ankündigen durf-
ten. Bayaz überbrachte die Glückwün-
sche des Ministeriums und gratulierte den 
Preisträgern. Eine gravierte Stele und zwei 
Schlosscards für die Staatlichen Schlösser 
und Gärten Baden-Württemberg erhielt 
Adrian Wolff als Jahrgangsbester aus dem 
Studiengang AFV. Zwei Schlosscards gin-
gen an den Zweiplatzierten Frank Zipf, der 
nur in der zweiten Nachkommastelle mit 
1,54 ganz knapp hinter Wolff gelegen hat-
te. Die Drittplatzierte Sarah Scheu erzielte 
die Note 1,6 und durfte sich ebenfalls über 
zwei Schlosscards freuen.

In einem weiteren Grußwort brachte Mi-
nisterialdirigentin Christine Engelhardt 
vom Sozialministerium Baden-Württem-
berg ihre Freude darüber zum Ausdruck, 

schon bald die neuen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter begrüßen zu können. 
Die Grußworte und die Namen der Preis-
träger der BBBank kamen per Videobot-
schaft von Petra Hasebrink. Der Verein 
der Freunde der Hochschule zeichnete die 
besten Bachelorarbeiten aus. Der Vorsit-
zende Klaus Warthon nannte die Preisträ-
ger per Videoeinspielung. Den Abschluss 
der Preisverleihung bildeten die Preise des 
Staatsanzeigers, welche durch die Chef-
redakteurin Breda Nußbaum mit einer 
weiteren Videobotschaft verliehen wur-
den. Professor Dr. Fabian Walling übergab 
Larissa Schreiber das Ethikum. Dann war 
endlich der Moment gekommen, auf den 
alle hingearbeitet hatten. Die Übergabe 
der Bachelor-Urkunden aus den Händen 
von Professor Dr. Fabian Walling für den 
Studiengang Rentenversicherung und sei-
nes Kollegen Professor Michael Grau für 
den Studiengang AFV.

Das Schlusswort hatte dann wieder der 
Rektor der HVF. Er beglückwünschte alle 
Absolventinnen und Absolventen zu ihrem 
erfolgreichen Abschluss und beendete 
dann die Feier. Gerne hätte der eine oder 
andere noch mit einem kühlen Getränk 
angestoßen. Aber das muss in Zeiten von 
Corona ausfallen. Oder wie Wolfgang 
Ernst eingangs sagte: „Wir sind auf dem 
Weg zur Normalität, aber es ist noch ein 
Stück zu bewältigen.“

von Andreas Ziegele

Die Absolventen des Studiengangs Renten-
versicherung

Die Absolventen des Studiengangs Allgemei-
ne Finanzverwaltung
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Studium

Drei Jahre haben sie auf diesen Tag hin-
gearbeitet. Am 30. September 2021 war 
es dann endlich soweit. Die Absolventen 
des Studiengangs Gehobener Dienst in der 
Steuerverwaltung der Hochschule für öf-
fentliche Verwaltung und Finanzen (HVF) 
erhielten ihre Bachelorurkunden. Und zur 
besonderen Freude vieler fand die Feier in 
Präsenz statt.

„Ich freue mich, dass sie, die wichtigsten 
Teilnehmer, hier im Forum Ludwigsburg 
sind und hoffe, dass unsere Liveübertra-
gung auch ihre Familien sowie alle Mitar-
beitenden und Lehrenden erreicht“, be-
grüßte der Rektor Professor Dr. Wolfgang 
Ernst die Absolventen. Corona-bedingt 
waren die Teilnehmerplätze begrenzt, so 
dass nur Absolventen an der Bachelorfeier 
in Präsenz teilnehmen konnten.

Insgesamt waren es 310 Studierende, die 
im Studiengang Steuerverwaltung einen 
erfolgreichen Abschluss erzielt haben. 
Ursprünglich hatten das Studium vor drei 
Jahren 426 Menschen begonnen. 53 da-
von haben sich entschieden, das Studium 
abzubrechen, was einer Quote von 12,4 % 
entspricht. Von den 373 Teilnehmern an 
der Abschlussprüfung haben es 63 nicht 
geschafft, die Prüfungen zu bestehen, 
was einer Durchfallquote von 16,8 % ent-
spricht. Bei einer Durchschnittsgesamtno-
te von 3,0 oder 405,82 Punkten haben es 
sieben Absolventinnen und Absolventen 
geschafft, mit der Traumnote 1 und damit 
sehr gut abzuschneiden.

Wie gut die Berufsaussichten für den Ab-
schluss in diesem Studiengang sind, berich-
tete die Oberfinanzdirektion in Karlsruhe. 
285 Personen haben ein Übernahmeange-

Bachelorfeier in Präsenz
ist zurück

bot erhalten, 14 weitere be-
nötigen als Aufstiegsbeamte 
ein solches nicht, da sie sich 
schon in einem Beamtenver-
hältnis im Lebenszeitstatus 
befinden. 11 Personen ver-
zichteten auf die Übernahme 
ins Beamtenverhältnis auf 
Probe und gaben vorwiegend 
private Gründe an.

Die beiden Moderatoren Se-
lina Schill und Ingo Eh kün-
digten dann die Grußworte 
des Finanzministeriums an. 
Diese kamen vom neuen baden-würt-
tembergischen Finanzminister Dr. Danyal 
Bayaz. Dass die Namen der besten Ab-
solventinnen und Absolventen im Video 
nicht genannt wurden, war dem Vor-
lauf der Aufzeichnung geschuldet. Die 
Bekanntgabe der Preisträger übernahm 
dann Wolfgang Ernst. Eine gravierte Stele 
und zwei Schlosscards für die Staatlichen 
Schlösser und Gärten Baden-Württem-
berg erhielt Anna Daum aus Ettlingen als 
Jahrgangsbeste mit der Gesamtnote 1,0 
und der Endpunktezahl von 552,03. Zwei 
Schlosscards gingen an die Zweitplatzier-
te Carina Denzel aus Biberach mit 547,55 
Punkten und ebenfalls mit einer Gesamt-
note von 1,0. Die Drittplatzierte Julia Her-
mann aus Waiblingen erzielte auch die Ge-
samtnote 1,0 und war mit 545,63 Punkten 
nur 1,92 Punkte äußerst knapp hinter der 
Zweitplatzierten und darf sich ebenfalls 
über zwei Schlosscards freuen.

Petra Hasebrink, Direktionsleiterin öf-
fentlicher Sektor, überbrachte per Video-
einspielung die Grußworte der BBBank 
aus Karlsruhe. Die Preise gingen an Anna 
Daum, Carina Denzel und Julia Hermann. 
Für die Professor Ralf Wuttke-Stiftung 
war deren Vorsitzender Professor Matth-
ias Alber in das Forum gekommen. Nach 
seinem Grußwort überreichte er die Preise 
an Katrin Braun als Erstplatzierte, Sandra 

Hermann auf Platz 2 und Michael Lehr auf 
dem dritten Platz. Über weitere Preise des 
Staatsanzeigers, die dessen Chefredakteu-
rin Breda Nußbaum per Videoeinspielung 
bekanntgab, durften sich Annalena Zeller 
und Celine Löffler für besonderes Engage-
ment während ihres Studiums freuen.

Bevor die Übergabe der Urkunden erfolg-
te, gab es einen Rückblick auf die drei-
jährige Studienzeit durch die Jahrgangs-
sprecherin Viktoria Beidin. Diese durfte 
dann auch gleich auf der Bühne bleiben 
und erhielt aus den Händen von Professor 
Dr. Fabian Walling das Ethikum vom ba-
den-württembergischen Referat für Tech-
nik- und Wissenschaftsethik (rtwe).

Nach einer musikalischen Einlage von 
Christopher Mosselman und Band war es 
dann endlich so weit. Aus den Händen ih-
rer Professorinnen und Professoren erhiel-
ten die Absolventen die Urkunde, auf die 
sie hingearbeitet hatten: den Hochschul-
grad Bachelor of Laws (LL.B).

Das Schlusswort hatte dann der Rektor 
der HVF, Professor Dr. Wolfgang Ernst: 
„Bleiben Sie am Ball und im besten Fall der 
Hochschule treu: 310 Absolventinnen und 
Absolventen sind auch 310 Botschafter für 
unsere Hochschule, gerade nach dem Stu-
dium.“

von Andreas Ziegele

Die Absolventen des Studiengangs Gehobener Dienst in 
der Steuerverwaltung
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Am 23. April 2021 wurden zwei Jahr-
gänge des Master-Studiengangs Public 
Management (MPM) an einer digitalen 
Abschlussfeier gebührend verabschie-
det. Prof. Dr. Wolfgang Ernst, Rektor der 
Hochschule für öffentliche Verwaltung 
und Finanzen (HVF) Ludwigsburg, gratu-
lierte den Absolventinnen und Absolven-
ten und brachte zu Beginn seine Freude 
zum Ausdruck, dass ein Jahr nach dem 
Abschluss die Feier für den Jahrgang 2017 
nachgeholt werden konnte. Die für März 
2020 geplante Feier musste angesichts 
der Beschränkungen zur Eindämmung 
des Coronavirus quasi über Nacht abge-
sagt werden. Nun wurde in einem digita-
len Format die Möglichkeit gefunden, in 
einem größeren Kreis auf den Studiener-
folg anzustoßen und sich auszutauschen. 

Gudrun Heute-Bluhm, Geschäftsführen-
des Vorstandsmitglied des Städtetages 
Baden-Württemberg, würdigte den au-
ßerordentlichen Studienerfolg und die 
hohe Ausdauer der Absolventinnen und 
Absolventen. Lernen sei wie rudern, wer 
aufhört, treibt zurück. In dem berufsbe-

Gleich zwei Jahrgänge feiern ihre  
Master-Abschlüsse digital

gleitenden Studi-
engang wurde viel 
gelernt und Kompe-
tenzen vermittelt, 
um den Wandel in 
der Verwaltung in-
novativ, agil, neu-
gierig, einsatzfreu-
dig und kreativ zu 
gestalten. Deshalb 
habe sich der MPM 
als Führungsmaster für die kommunale 
Verwaltung etabliert.

Miriam Rabe und Michele Sforza, ehe-
malige Studierende des Jahrgangs 2017, 
betonten, dass sie der Master-Abschluss 
auch nach einem Jahr noch mit Stolz er-
fülle. In zweieinhalb Jahren hätten sie das 
notwendige Wissen und Führungskompe-
tenzen erlernt und wüssten auch, wie man 
sich im Berufsalltag erfolgreich durchset-
zen könne. Sie seien stets mit Freude zu 
den Präsenzterminen gekommen, die 
vor der Corona-Pandemie noch ohne Be-
schränkungen stattfinden konnten. Carina 
Reck bestätigte für den Jahrgang 2018, 
dass man die berufliche und persönliche 
Weiterwicklung laufend an den Kommi-
litoninnen und Kommilitonen sähe, was 
sehr motivierend sei. Auch ihr Oberbür-
germeister greife auf ihr im MPM erwor-
benes Wissen zurück. In beiden Absolven-
tenreden wurde der Zusammenhalt und 
die Hilfsbereitschaft in den Jahrgängen 
als besondere Erfolgsfaktoren gewürdigt. 
Gedankt wurde neben dem privaten Um-
feld, das während des Studiums zurückste-
hen musste, auch den kompetenten und 
engagierten Dozentinnen und Dozenten, 
dem Studiendekan Prof. Dr. Gerald Sander 
sowie dem Vorgänger Prof. Dr. Volkmar 
Kese, dem Studienmanagement und ganz 
besonders den Landesverbänden für die 
Unterstützung des MPM.

Die Überraschung des Erstprämierten 
des Jahrgangs 2017 Alexander Dyjas war 

auch nach einem Jahr des Wartens groß. 
Voller Freude nahm er die Urkunde und 
den Geldpreis des Städtetages, Landkreis-
tages und Gemeindetags Baden-Würt-
temberg durch Frau Heute-Bluhm, Ge-
schäftsführendes Vorstandsmitglied des 
Städtetages Baden-Württemberg vor 
mehreren Ehrengästen entgegen. Aus 
dem Jahrgang 2018 konnte sich Anja 
Bartmann über den ersten Preis freuen. 
Frau Heute-Bluhm würdigte ihre Leistun-
gen und insbesondere die Master-Thesen, 
die Herr Dyjas zu einem Thema der Eu-
ropafähigkeit der Kommunen verfasst hat 
und Frau Bartmann zur Leistungsorien-
tierten Besoldung. Beide Abschlussarbei-
ten stellen einen erheblichen Mehrwert 
für die Praxis dar. Weitere Preise erhielten 
Matthias Baur, Carolin Bühlmaier, Barbara 
Fetzer und Miriam Krüger.

Die Buchpreise wurden vom Alumni-Ver-
ein des MPM und dem Verein der Freun-
de der Hochschule Ludwigsburg gestiftet. 

Prof. Dr. Gerald Sander, Dr. 
Daniel Zimmermann, Eva Baum M. A.

Die Absolventinnen und Absolventen des MPM-Jahrgangs 2018 bei 
der digitalen Abschlussfeier

Preisverleihung durch Gudrun Heute-Bluhm

Die Absolventinnen und Absolventen des 
MPM-Jahrgangs 2017 bei der digitalen 
Abschlussfeier
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Nachhaltigkeit ist das zentrale Thema, 
das sich der AStA für die Wahlperiode 
2020/2021 als Leitmotiv gesetzt hat. Von 
den drei Dimensionen der Nachhaltig-
keit – Ökonomie, Soziales und Ökologie 
– liegt ein besonderer Fokus unserer Ar-
beit auf der letzten Komponente. Neben 
Gesprächen mit der Hochschulleitung 
und den verschiedenen Hochschulgremi-
en über Möglichkeiten und Perspektiven 
eines verstärkten Klima- und Ressourcen-
schutzes an der HVF, war ein großes In-
terview mit der Wissenschaftsministerin 
Theresia Bauer für den Staatsanzeiger 
ein Höhepunkt in der Tätigkeit des AStA. 
In dem Gespräch wies Ministerin Bauer 
darauf hin, dass Hochschulen stets eine 
Vorbildfunktion haben und dort Stra-
tegien erprobt werden können, die sich 
dann auf die gesamte Gesellschaft über-
tragen lassen. Zudem machte die Ministe-
rin deutlich, dass es wichtig ist, sich eine 
produktive Unruhe zu bewahren und ver-
schiedene Dinge auszuprobieren, um zu 
sehen, ob sie zu Erfolgen führen. 

In diesem Geiste hat sich der AStA 
entschlossen, ein ganz konkretes 
Nachhaltigkeitsprojekt auf den 
Weg zu bringen. Ab 
November 2021 wird 
es eine Sammelstel-
le für gebrauchte 
und nicht mehr 
benötigte Mobil-
telefone an der 
HVF geben, da-
mit diese recycelt 
werden können und 
dadurch auch weni-
ger für Umwelt und 
Bevölkerung belasten-

Der AStA 
im Zeichen der Nachhaltigkeit

der Rohstoffabbau nötig ist. Derzeit lie-
gen laut dem Digitalverband Bitkom über 
100 Millionen Mobiltelefone unbenutzt 
in deutschen Schubladen herum. In ihnen 
befinden sich wertvolle Materialien wie 
Gold, Kobalt und Kupfer. Der AStA freut 
sich, wenn er gemeinsam mit den Do-
zent*innen, Mitarbeiter*innen und Stu-
dent*innen der HVF einen kleinen Beitrag 
zu einer stärkeren Kreislaufwirtschaft in 
der Mobilfunkbranche leisten kann. 

Neben dem Thema Nachhaltigkeit be-
gleitete uns auch das Thema Gesundheit 
während der gesamten Amtszeit. In unse-
rer Funktion als Ansprechpartner*innen 
erreichten uns viele Fragen und Probleme 
rund um das Studieren und das Lernen 
sowie das Schreiben von Prüfungen unter 
Pandemiebedingungen. 

Zum Ende unserer Amtszeit wollten wir 
als AStA mit einer Blutspendenaktion 

auch einen 
kleinen ge-
samtgesell-
schaftlichen 
B e i t r a g 
in dieser 
schwierigen 
Zeit leisten. 
N a t ü r l i c h 
werden auch 
in nicht von 

einer Pande-
mie geprägten 
Zeiten Personen 
gesucht, die ihr 
Blut spenden, um 
Menschen zu hel-
fen, die aufgrund 
eines Unfalls oder 

einer Krankheit 
dringend auf dieses 

angewiesen sind. 
Doch seit Beginn der 

C o r o n a - P a n d e m i e 
hat sich die Lage in 

den Blutbanken massiv verschlechtert, 
da viele potentielle Spender*innen aus 
Angst, sich im Krankenhaus oder bei ei-
ner Blutspendenaktion wie der des DRK 
mit Corona anzustecken, nicht (mehr) 
zum Blutspenden bereit waren. Je länger 
die Corona-Pandemie andauerte, des-
to öfter sah man daher in den Zeitun-
gen, Amtsblättern und auf Werbetafeln 
den Aufruf zur Blutspende. Blutbanken 
starteten Telefon-Aktionen, um alle bei 
ihr registrierten Spender*innen darüber 
aufzuklären, dass auch während der 
Pandemie das Spenden von Blut gefahr-
los möglich ist. 

Da im Wintersemester 2021/2022 in eini-
gen Studiengängen an der HVF und der 
PH zumindest in Teilen wieder die Prä-
senzlehre startete und sich daher auch 
das Studierendendorf wieder mit Leben 
füllte, entschlossen wir uns, im November 
gemeinsam mit dem DRK eine Blutspen-
denaktion an der Hochschule durchzu-
führen. Damit hoffen wir, einen kleinen 
Teil dazu beizutragen, das Bewusstsein 
für die Wichtigkeit und Notwendigkeit 
der Blutspende nicht nur während einer 
Pandemie zu stärken.

AStA
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Zunächst startete unser Master-Studien-
gang Public Management an der Hoch-
schule für öffentliche Verwaltung und 
Finanzen Ludwigsburg für 25 Studierende 
am 8. September corona-bedingt online. 
Ein mehrtägiges Methoden-Propädeuti-
kum und die ersten Lehrveranstaltungen 
zu Themen wie „Selbstmanagement, 
Führung und Ethik“ unter der Leitung von 
Prof. Dr. Volkmar Kese bildeten den An-
fang. Zusammen mit Dr. Daniel Zimmer-
mann wurden uns kompakt alle wichtigen 
Informationen zum wissenschaftlichen 
Arbeiten, sowie alle relevanten Themen 
des Studiums vermittelt. Parallel bot die 
Gruppenarbeit die Möglichkeit, Theorie 
und Praxis verschmelzen zu lassen und 
sich näher kennen zu lernen.

Wir haben alle sehr unterschiedliche 
Lebensgeschichten und Erfahrungswer-
te, kommen aus Kommunen, Landkreis, 
Kirche, Rentenversicherung, Land und 
Präsidien. Dazu liegen bis zu zwanzig 
Jahre Altersunterschied zwischen uns. 
Manche stehen mitten im Familienleben, 
andere befinden sich erst am Anfang 
ihrer Partnerschaft. Einige haben jahre-
lange Berufserfahrung, mitunter auch 
schon mit Führungsaufgaben, für andere 
ist dies der erhoffte, nächste Schritt in 
der beruflichen Laufbahn. Schnell haben 
wir uns darauf verständigt, dass gerade 
unsere Unterschiedlichkeiten dazu füh-
ren werden, das Studium gemeinsam 
besser bewältigen zu können. Denn 
das berufsbegleitende, fünf Semester 
dauernde Studium, wechselt zwischen 

Zwölfter Jahrgang des MPM erreicht neuen 
Heimathafen 

Präsenzphasen und Selbstlernphasen 
ab, bei dem Lerngruppen eine wichtige 
Funktion einnehmen. Sie sollen dabei 
helfen, außerhalb der Präsenztage den 
Lernstoff gemeinsam besser erschließen 
zu können.

Am 14. September wurden die virtuellen 
Kontakte plötzlich Realität. Die Einfüh-
rungsveranstaltung fand in Präsenz erst-
mals auf dem neuen Hochschulgelände 
in der Rheinlandstraße, dem urbanhar-
bor, statt. Dort erhielten wir Studierende 
eine neue Lernheimat auf Zeit. Neben 
der Begrüßung durch den Studiendekan, 
Prof. Dr. Sander, gab es die Vorstellung 
des Alumni-Netzwerks durch eine Alum-
ni. Zusätzlich berichteten aktuell Studie-
rende von ihren Erfahrungswerten und 
gaben Tipps, um die von allen erhoffte 
Work-Life-Study-Balance gut bewältigen 
zu können. Dazu trug auch ein Spazier-
gang zur Bibliothek auf dem Campus der 
Hochschule bei, der als Ersatz für das 
sonst übliche „Get together“ entwickelt 
wurde. 

Die ersten Tage haben uns gezeigt, dass 
wir mit diesem Master-Studiengang ei-
nen interessanten, lehrreichen, aber 
auch fordernden Weg eingeschlagen 
haben. Zum Ankommen beim Studium 
trägt ebenso die hilfsbereite, erstklassige 
Betreuung durch das Studienmanage-
ment bei. Ein herzliches Dankeschön an 
alle, die uns bisher unterstützt haben 
und weiterhin auf unserer „Reise“ zum 
„Master of Arts“ helfen werden. 

Der große Respekt vor der Unterneh-
mung ist zwischenzeitlich mehr der ge-
schäftigen Arbeitsatmosphäre gewichen. 
Wir haben nicht nur die Lerngruppen 
gebildet, sondern auch die Hausarbeiten 
und Aufgaben aufgeteilt sowie Interdis-
ziplinäre Projekte ausgesucht. 

Nachdem wir uns jetzt als Crew gefun-
den haben, können wir uns ausschließ-
lich auf das Lernen konzentrieren. Wir 
wünschen uns, dass wir dabei öfter wie-
der in Präsenz miteinander „segeln“ und 
im urbanharbor einlaufen können.

Von Stefanie Kalinowski, 
Jakob Böttcher, Sascha Ruser 
und Frieder Scheiffele
Studierende im Master-Studiengang 
Public-Management (MPM) 2021

Die neuen MPM-Studierenden
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Erfolgsgeschichten aus dem Master  
Public Management

Der Master-Studiengang Public Manage-
ment (MPM) hat mir zum einen natürlich 
die formalen Voraussetzungen für die 
Übernahme einer Tätigkeit im höheren 
Dienst geliefert. Zum anderen hat mir der 
MPM ein Handwerkskoffer an Führungs-
varianten, Projektmanagement sowie 
unterschiedliche Methoden zur Zielerrei-
chung zur Verfügung gestellt. Für meine 
Tätigkeit als Leiterin der Sachbearbeitung 
greife ich sehr gerne darauf zurück. 

Insbesondere die Stunden zur Führung 
haben mir weitergeholfen. Gerade die 
praxisbezogenen Übungen hierfür waren 
hilfreich. In Teamarbeiten und Teamprü-
fungen wurde uns super vermittelt, dass 
das Team als Ganzes zählt und nicht nur 
der Einzelne - aber dennoch jeder mit sei-
ner Persönlichkeit wichtig ist. Daher ver-
suche ich, immer das Gesamte – Team, 
Dienststelle, Deutsche Rentenversicherung 
Baden-Württemberg – zu sehen und mich 
auch in die jeweiligen Situationen der ein-
zelnen Personen hineinzuversetzen. Gera-
de durch den Perspektivenwechsel kann 
ich ganz anders reagieren, kommunizieren 
oder auf die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter zugehen. Und genauso versuche 
ich meine Führungsposition zu leben und 
glaube, dass es ganz gut funktioniert.

Durch das Master Studium ist mir auf-
gezeigt worden, wie wichtig es ist, als 

Lisa Kucher M. A.
 
Leiterin der Sachbe-
arbeitung, Deutsche 
Rentenversicherung 
Baden Württemberg

Führungskraft offen, verlässlich und 
glaubwürdig zu kommunizieren, den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern gegen-
über authentisch und ehrlich zu sein und 
dann gemeinsam Ideen zur Umsetzung 
finden. Der Master hat mich weiterent-
wickelt und bereichert. Ein Satz ist mir in 
besonderer Erinnerung geblieben: „Eine 
Führungskraft kann nur gut führen, wenn 
sie sich selbst gut kennt.“ Das Beschäfti-
gen mit sich selbst im Modul „Selbstma-
nagement“ war mitunter das Härteste, 
aber am Ende das Lehrreichste. Bei Prob-
lemen werde ich nicht hektisch, sondern 
überlege, führe Gespräche, schaue mir die 
Situation aus verschiedenen Perspektiven 
an und dann handele ich. Der Master hat 
mir in meiner Führungsposition Sicherheit 
gegeben, sodass ich mit Hindernissen und 
Problemen gut umgehen kann. Ich wäre 
ohne den Master heute definitiv noch 
nicht da, wo ich jetzt bin. 

Elena Schaible, M. A.
 
Leiterin Finanzdezer-
nat, Stadt Laupheim (in 
Elternzeit)

Durch den Abschluss zum Master of Arts 
im Jahr 2019 an der HVF Ludwigsburg 
konnte ich grundlegende Fähigkeiten 
ausbauen und Fertigkeiten erlernen, die 
für eine Führungsposition wichtig sind. 
Als Finanzdezernentin der Großen Kreis-
stadt Laupheim führe und fordere ich 55 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in zwei 
Ämtern: Kämmerei und Stadtwerke mit 
fünf Betriebszweigen. Besonders prägend 
im berufsbegleitenden Studium war für 
mich das Zeitmanagement, das teilweise  

herausfordernd war. Das nebenberufliche 
Studieren erforderte eine gute Organisa-
tion und Selbstmanagement - an sieben 
Tagen die Woche. Beides ist auch heute 
sehr wichtig in meinem Arbeitsalltag, um 
sämtliche Aufgaben meistern zu können. 

Das Lernen im Team bereitet insofern auf 
den höheren Dienst vor, als dass ich auch 
jetzt immer wieder neue Projektteams zu-
sammensetze, worin Personen aus unter-
schiedlichen Bereichen an einem Thema 
arbeiten, wie etwa dem NKHR, der kom-
munalen Wärmeplanung oder einer Di-
gitalisierungsoffensive. Wichtig ist dabei 
nicht immer nur das Ziel zu erreichen, son-
dern auch die bestmögliche Effizienz und 
Effektiviät an den Tag zu legen. Beides 
wurde u.a. in den Modulen Personalrecht, 
Psychologie, Wirtschaftsförderung oder 
auch Organisation vermittelt. Ich konnte 
durch den MPM auch den „Blick über den 
Tellerrand“ der Finanzen hinaus öffnen 

und profitiere bis heute davon, sei es bei 
Zukunftsfragen der Stadt Laupheim im 
Dezernentenkreis, bei Arbeitskreisen mit 
Bürgerinnen und Bürgern oder auch der 
Zusammenarbeit mit dem RP, dem Land-
ratsamt, der GPA und dem RPA. Zudem 
sind die vielen Präsentationsthemen, -prü-
fungen und -techniken besonders für die 
Teilnahme an Sitzungen mit den Gremien 
förderlich. Auf keinem anderen Seminar 
habe ich so viel über die richtige „Power-
Point-Folie“ gelernt wie beim MPM. 

Abschließend möchte ich die Seminare 
zur Erweiterung der eigenen Führungs-
kompetenz erwähnen: Personal fördern 
und fordern muss im richtigen Gleichge-
wicht sein, damit man zum Erfolg kommt 
und glückliche und zufriedene Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter hat - schließlich ist 
man immer nur so gut, wie jedes Glied im 
Team. Das wurde mir  sehr bewusst wäh-
rend der Zeit in Ludwigsburg!
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Am 01. Oktober 2021 startete für die 
neuen Studierenden des Master-Studi-
engangs Europäisches Verwaltungsma-
nagement (MEPA) ihr Studium an der 
Hochschule für öffentliche Verwaltung 
und Finanzen in Ludwigsburg. Die Einfüh-
rungsveranstaltung fand unter Einhaltung 

der Hygiene- und Abstandsregelungen in 
den neuen Räumlichkeiten der Hochschu-
le im urbanharbor statt. 

Ziel der Einführungsveranstaltung war 
neben der Vermittlung organisatorischer 
Informationen das gegenseitige Kennen-
lernen. Zu diesem Zweck wurden den 
Studierenden vielfältige Möglichkeiten 
gegeben, sich bezüglich ihrer Vorerfah-
rungen und ihrer Erwartungen an das 
Studium auszutauschen.

Nach einer herzlichen Begrüßung durch 
den Studiendekan, Prof. Dr. Sander, erhiel-
ten die Studierenden nützliche Hinweise 
zu Prüfungen, Zusatzangeboten und ihrem 

Start des neuen MEPA-Jahrgangs 
in Präsenz

Auslandspraktikum. Ergänzt wurden die 
Informationen des Studienmanagements 
durch eine Präsentation des Vorstands 
des Alumni-Netzwerks European Masters 
Association (EMA), der die Aktivitäten des 
Alumni-Vereins vorstellte und den Studie-
renden nützliche Tipps rund um das Stu-
dium mit auf den Weg gab. Außerdem 
erhielten die Studierenden im Rahmen der 
Einführung auch eine Bibliotheksführung 
und eine Präsentation des Akademischen 
Auslandsamts zu möglichen Praktikums-
stellen und Förderprogrammen.

Nachdem die Lehrveranstaltungen im 
vergangenen Jahr überwiegend digital 
stattfanden, wird im Wintersemester 
2021/22 im MEPA wieder mehr in Prä-
senz gelehrt. Auf diese Weise haben die 
Studierenden die Möglichkeit, in direk-
ten Austausch mit den Dozentinnen und 
Dozenten zu treten und sich auch unter-
einander wieder häufiger zu treffen – sei 
es um sich gemeinsam auf Vorlesungen 
oder Prüfungen vorzubereiten oder ein-
fach gemeinsam das Studentenleben zu 
genießen. Aufgrund der positiven Erfah-
rungen der letzten Semester mit digita-
len Lernmethoden sollen jedoch auch 
diese neben der Präsenzlehre zum Ein-
satz kommen.

Bereits in der ersten Woche wurden un-
terschiedliche Lehrinhalte mit abwechs-
lungsreichen Lehrmethoden vermittelt. 
Ein besonderes Highlight direkt zum 
Studienstart stellten die Europarechts-
vorlesungen dar, an denen online Frau 
Prof. Dr. Martina Bajčić in Form eines 
Team-Teachings teilnahm. Frau Bajčić 
ist Hochschullehrerin an der Juristi-
schen Fakultät der Universität Rijeka und 
lehrt im Rahmen der Vorlesung zu den 
EU-Beitritten, den EU-Organen, insbe-
sondere dem EuGH und der Frage der 
Mehrsprachigkeit. Die Studierenden hat-
ten durch das Team-Teaching gleich am 
Anfang des Studiums die Möglichkeit, 
in Kontakt mit der Partnerhochschule 
der HVF in Rijeka zu kommen und von 
der internationalen wissenschaftlichen 
Zusammenarbeit zu profitieren. Weitere 
Team-Teachings sowie gemeinsame digi-
tale Veranstaltungen mit den Studieren-
den der Partneruniversitäten werden im 
Laufe des ersten Semesters folgen.

Von Prof. Dr. Gerald Sander, Dr. 
Daniel Zimmermann, Eva Baum M. A.

i Informationen:
Der Master-Studiengang ist ein 
Kooperationsstudiengang mit 
der Hochschule für öffentliche 

Verwaltung Kehl und bereitet in vier 
Semestern auf einen Karriereeinstieg 
mit europäischen Bezügen in der öf-
fentlichen Verwaltung, der Wirtschaft 
oder in NGOs vor. Während des vier-
semestrigen Studiums sind die Studie-
renden abwechselnd an beiden Hoch-
schulorten und absolvieren im dritten 
Semester auch ein sechsmonatiges 
Auslandspraktikum. 

Näheres über den Master-Studiengang 
Europäisches Verwaltungsmanage-
ment finden Sie auf der Homepage: 
www.hs-ludwigsburg.de/mepa

Die neuen MEPA-Studierenden bei der Einführungsveranstaltung
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Erfolgsgeschichten – zwei ehemalige 
Master-Studierende berichten

Seit Mai 2021 leite ich das Europabüro der 
baden-württembergischen Kommunen 
in Brüssel. Dabei vertrete ich die kommu-
nale Familie Baden-Württembergs – den 
Gemeindetag, den Städtetag und den 
Landkreistag – auf europäischer Ebene 
und begleite kommunalrelevante Ge-
setzgebungsverfahren der europäischen 
Institutionen. Dabei gilt es für mich vor 
allem frühzeitig zu erkennen, welche eu-
ropäische Initiativen Auswirkungen auf 
die kommunale Ebene im Vollzug haben. 
Als Europabüro bringen wir, gemeinsam 
mit den kommunalen Landesverbänden 
und den politischen Entscheiderinnen 
und Entscheidern in der Fläche, die kom-
munale Expertise in Brüssel ein: im Aus-
tausch mit Expertinnen und Experten der 
EU-Kommission, in Zusammenarbeit mit 
den baden-württembergischen Mitglie-
dern des EU-Parlamentes oder in kom-
munalen (Fach-)Netzwerken. 

Nach meinem Bachelorstudium der Poli-
tikwissenschaft und Südosteuropastudi-
en in Jena habe ich mich ganz bewusst 
für das Masterprogramm „Europäisches 
Verwaltungsmanagement“ entschieden. 
Ich wollte damit mein eigenes EU-Profil 
schärfen und mich beruflich in Richtung 
Öffentlicher Dienst entwickeln. Dabei 
sammele ich praktische Eindrücke der 
Kommunalpolitik seit 2014 als Stadtrat 
in Öhringen (Hohenlohekreis). Während 
des Masterstudiums habe ich zudem 
meine Schwerpunkte auf das EU-Beihil-

Patrick Wegener M.A.

Leiter des Europabüros 
der baden-württember-
gischen Kommunen in 
Brüssel

David Schneider M.A.
 
Geschäftsführer und 
Wirtschaftsförderer beim 
Landratsamt und WFG 
Schwäbisch Hall mbH

Der Masterstudiengang „Europäisches 
Verwaltungsmanagement“ war für mich 
der ideale Baustein auf mein Bachelor-
studium „Public Management“. Inhaltlich 
konnte hier EU-bezogenes Wissen ver-
tieft und Verständnis für Verfahren und 
Auswirkungen der EU-Politik geschaf-
fen sowie in interaktiven Formaten auch 
praktisch angewendet werden. Als High-
light konnte ich ein Semester in der Wirt-
schaftsförderung der City of Edinburgh in 
Schottland mitarbeiten und anschließend 
im Wirtschaftsministerium des Landes 
Baden-Württemberg meine Masterarbeit 
verfassen. 

Das hier erlernte Wissen hilft mir in mei-
ner täglichen Arbeit als Leiter der Wirt-
schaftsförderung des Landkreises Schwä-
bisch Hall, welches insbesondere auch 
die Themen der EU-Strukturförderung 
und Europaarbeit beinhaltet, sehr. Des 
Weiteren war der Masterstudiengang im 
Rahmen meiner Laufbahn beim Landkreis 
wichtige Basis für den Zugang zum höhe-
ren nichttechnischen Verwaltungsdienst. 
Wer im interkulturellen Umfeld praxisbe-
zogenes Wissen über das Funktionieren 
der Europäischen Union sammeln und 
anwenden möchte und eine Tätigkeit im 
höheren Dienst im Blick hat, sollte den 
„MEPA“ unbedingt genauer unter die 
Lupe nehmen.

ferecht und das Management von Clus-
tern gelegt. 

Blicke ich zurück auf meine Studienzeit im 
MEPA, gefällt mir vor allem die Balance 
zwischen Theorie und Praxis – gerade im 
Hinblick auf den anstehenden Berufsein-
stieg nach der Masterarbeit war dies sehr 
von Vorteil. Zudem fordert, aber auch för-
dert, einen die Interdisziplinarität des Stu-
diengangs – inhaltlich, wie auch sprach-
lich. Die sechsmonatige Praxisphase gibt 
genug Raum, um sich klar zu werden, 
wohin die Reise nach Studium beruflich 
gehen soll. Ich selbst habe im Europabüro 
der baden-württembergischen Kommu-
nen in Brüssel mein Praktikum gemacht. 
Im Anschluss war ich beim Kroatischen 
Gespanschaftstag in Zagreb. Kurz gesagt: 
Mein Start im Europabüro ist quasi eine 
Rückkehr an die alte Wirkungsstätte. Zu-
dem lehre ich heute an der Hochschule 
für öffentliche Verwaltung und Finanzen 
in Ludwigsburg als Lehrbeauftragter. 
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Vorstand des Vereins der Freunde (VdF) 

blickt optimistisch in die Zukunft

Mit dem Ausbruch der Corona-Pande-
mie im März 2020 hat sich die Präsenz 
der Studierenden an der Hochschule auf 
ein Minimum reduziert. Für das Winter-
semester 2021/2022 sind die meisten 
Regelvorlesungen noch immer „online“. 
Bei einem Treffen des engeren Vorstands 
am 21.09.2021 in Benningen drückten die 
beiden Vorsitzenden Bürgermeister Klaus 
Warthon und Timo Jung die Hoffnung 
aus, dass zumindest einige Fachprojek-
te wieder in Präsenz stattfinden können. 
Viele Rückmeldungen von Mitgliedern, 
die an der Hochschule studieren, hätten 
gezeigt, dass der Unterricht in der Reu-
teallee (oder im Bleyle-Areal) weit mehr 
präferiert ist, als die unpersönliche, digita-
le Alternative. Dabei wurde positiv regis-
triert, dass flächendeckende Vorlesungen 
an der Hochschule für das Sommersemes-
ter 2022 vorgesehen sind. 

Seit März 2020 konnte der Verein der 
Freunde der Hochschule auch weit we-
niger Projekte der Studierenden fördern. 
Auch der fachwissenschaftliche Tag, den 
man in Kooperation mit einer Vertie-
fungs-AG durchgeführt hatte, musste 
2020 und 2021 ausfallen. Das gleiche 
Schicksal ereilte die bei den Studieren-
den beliebte Veranstaltung „Wiederse-
hen macht Freu(n)de“. Aus diesem Grund 
konnte Tim Deininger einen sehr kurzen 

Kassenbericht abgeben. Er hat kommis-
sarisch das Amt des Schatzmeisters nach 
dem Tod von Bürgermeister Hans-Georg 
Schmidt übernommen. Ebenfalls kommis-
sarisch im Amt sind Jutta-Berkemer-Zieg-
ler als Schriftführerin (das Amt konnte 
bei der letzten Hauptversammlung 2018 
nicht besetzt werden) und Linda Zwerenz 
als Geschäftsführerin. Beide konnten an 
der Vorstandssitzung ebenfalls teilneh-
men. Eine turnusgemäße Jahreshauptver-
sammlung ließ sich 2020 und 2021 nicht 
organisieren.

Aus diesem Grund ist für das 1. Quartal 
eine Mitgliederversammlung des Vereins 
der Freunde der Hochschule Ludwigs-
burg vorgesehen. Diese findet am Frei-
tagnachmittag, 25. März 2022, statt. Der 
Tagungsort wird im Landkreis Ludwigs-
burg liegen. Die Tagesordnung und das 
dazugehörige Rahmenprogramm werden 
noch gesondert in der nach der Satzung 
vorgegebenen Weise bekanntgegeben. 

VdF zeichnet beste  

Bachelorarbeiten aus

Die Studiengänge der Allgemeinen Fi-
nanzverwaltung und der Rentenversi-
cherung konnten am 29. September 
2021 ihren Abschluss vor Ort in Ludwigs-
burg feiern. Traditionsgemäß zeichnet 
der Verein der Freunde bei dieser Veran-
staltung die jeweils beste Bachelor-Ar-
beit aus. Leider konnte der Vorsitzende 
aus terminlichen Gründen nicht bei der 
Veranstaltung in Ludwigsburg live dabei 
sein. Dafür konnte eine Video-Botschaft 
eingespielt werden, in der der Bürger-
meister die Arbeiten mit einem Geldbe-
trag auszeichnete. Besonders erwähnt 
er dabei die aktuellen Themen, die sich 
mit dem neuen Grundsteuerrecht (Allge-
meine Finanzverwaltung) und Auswir-
kungen der Corona-Pandemie auf die 
Arbeitsproduktivität bei der Deutschen 
Rentenversicherung beschäftigten. Der 
Verein der Freunde dankt Rektor Ernst, 
der die Urkunden den beiden Preisträge-
rinnen aushändigte. 



25  Dialog 45 | Dezember 2021     

Hochschule

Auf Augenhöhe 
kommunizieren

Birgit Bruder
 
zertifizierte Überset-
zerin für die Leichte 
Sprache, Mitarbeiterin 
Prüfungsamt 

Von bürgernaher Kommunikation 
bis zur Leichten Sprache

Integrationsfachkräfte berichten, dass 
sie rund 50 Prozent ihrer Arbeitszeit da-
mit verbringen, Antragsformulare und 
Bescheide zu erklären. Daher befassen 
sich inzwischen etliche Kommunen und 
Behörden mit der Verständlichkeit ih-
rer Mitteilungen. Neben der objektiv 
bezifferbaren Kostenersparnis birgt die 
Kommunikation auf Augenhöhe auch 
gesellschaftspolitische Vorteile. Zur bür-
gernahen Verwaltungssprache gibt es 
mittlerweile Projekte, Lehrwerke und 
Seminare. Doch wie sind die Einfache 
Sprache und Leichte Sprache in diesen 
Kontext einzuordnen?

Drei Sprachvarietäten im 
Verwaltungshandeln

Im Interesse der bürgernahen Kommu-
nikation ist der Sprachgebrauch auf 
Wort-, Satz- und Textebene anzupassen. 
Beispielsweise sollte auf fachsprachliche 
Formulierungen („Inanspruchnahme“ 
statt „nutzen“) und überlange Wörter 
wie „Leistungsnachweiserbringungs-
pflicht“ verzichtet werden. Schachtel-
sätze werden entzerrt. Komplexe Sach-
verhalte können der Übersichtlichkeit 
halber in Listenform dargestellt werden.

Bei der Einfachen Sprache und Leichten 
Sprache handelt es sich um weitere Va-
rietäten der deutschen Standardsprache. 

Für die Einfache Sprache gibt es bisher 
lediglich Empfehlungen, doch für die 
Leichte Sprache liegen umfangreiche 
Regelwerke vor. Während sich die bür-
gernahe Kommunikation und Einfache 
Sprache in verschiedenen Punkten über-
schneiden, ist die Leichte Sprache die 
letzte Stufe der Vereinfachung (siehe 
hierzu auch Grafik 2, Seite 27).

Die Leichte Sprache unterscheidet sich 
deutlich von den beiden vorgenannten 
Sprachformen. Es handelt sich hierbei 
um korrektes, aber stark vereinfachtes 
Deutsch. Beim Verfassen von Texten in 
Leichter Sprache sind neben den Regeln 
auf lexikalischer und grammatikalischer 
Ebene weitere Aspekte zu berücksichti-
gen. Dies betrifft u. a. das Layout und die 
Typographie sowie die Textstruktur, Be-
bilderung und Informationsauswahl. Der 
Mediopunkt untergliedert Wörter ab 4 
Silben, die gemäß den Dudenregeln nicht 
mit Bindestrich geschrieben werden („So-
zialgericht“).

Akteure der Leichten Sprache

Das Konzept der Leichten Sprache ist 
bereits rund 60 Jahre alt und entstand 
ursprünglich in den USA, um Menschen 
mit Lern- und Leseschwierigkeiten die 
Teilhabe an der Gesellschaft zu ermög-
lichen. In Deutschland wird das Thema 
einerseits vom Netzwerk Leichte Spra-
che vorangetrieben. Dies ist ein Zusam-
menschluss von Organisationen aus der 

Praxis, darunter die Bundesvereinigung 
Lebenshilfe e.V., von denen sich einige 
Stellen bereits seit langem für die Leich-
te Sprache engagieren. Andererseits ent-
stand 2014 die Forschungsstelle Leichte 
Sprache (FLS) an der Universität Hildes-
heim. Während das Netzwerk Leichte 
Sprache mit Erfahrungswerten argumen-
tiert, arbeitet die Forschungsstelle mit 
einem sprachwissenschaftlich fundierten 
Regelwerk. Beide Seiten bilden Überset-
zer für die Leichte Sprache aus. Daneben 
gibt es weitere kleinere Verbände und 
privatwirtschaftliche Anbieter.

Seit einiger Zeit versucht ein Konsortium, 
sich auf einen Entwurf für die DIN SPEC 
33429 „Leichte Sprache“ zu verständi-
gen. Einer der Knackpunkte: Während 
das Netzwerk darauf besteht, dass sein 
Prüfsiegel nur für solche Texte verwen-
det werden darf, die von einer Prüfgrup-
pe geprüft wurden, gestattet die FLS die 
Verwendung ihres Prüfsiegels, sofern 
alle Punkte des FLS-Regelwerks einge-
halten wurden. Wünschenswert ist aus 
Sicht der FLS allerdings die Vorgehens-
weise nach dem 4-Augen-Prinzip.

Zielgruppen

Das Netzwerk Leichte Sprache sieht pri-
mär Menschen mit kognitiven Einschrän-
kungen als Zielgruppe. Die Forschungs-
stelle Leichte Sprache dagegen fasst die 
Zielgruppe sehr viel weiter und kommt 
so auf einen Adressatenkreis von rund 
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10 Millionen Menschen. Berücksichtigt 
sind darin u. a. Personen mit Lernschwie-
rigkeiten oder Sprachstörungen, funktio-
nale Analphabeten sowie durch Demenz 
oder Schlaganfall beeinträchtigte Men-
schen. 

Die Forschungsstelle weist der Leich-
ten Sprache außerdem eine Brücken-
funktion zu, d. h. Menschen mit einge-
schränkter Lesefähigkeit werden durch 
vereinfachte Texte an das Lesen heran-
geführt und können so ihre Kompetenz 
schrittweise steigern. Dazu zählen u. a. 
Menschen mit Deutsch als Zweit- oder 
Drittsprache.

Umsetzung und Rechtsanspruch

Doch auch jenseits aller Normen ist die 
Grundvoraussetzung für das Erstellen 
adressatengerechter Texte eine gute 
Kenntnis der Zielgruppe. Im Idealfall sind 
die VerfasserInnen von Leichte-Spra-
che-Texten in Kontakt mit ihrer Zielgrup-
pe. Allerdings wäre es unwirtschaftlich, 
für jede spezielle Form von Einschrän-
kung die ideale Textversion erstellen zu 
wollen. Deshalb müssen die Empfänger-
kreise in der Regel erweitert werden, 
d.h. die Zielgruppen sind einigermaßen 
heterogen und Grenzen fließend.

Weiterhin ist es immer noch schwierig, 
überhaupt eine Prüfgruppe oder sogar 

Grafik 1: Sprachebenen nach ihrer Komplexität

eine passende Prüfgruppe zu 
finden. Die Beauftragung ei-
ner Prüfgruppe scheitert übri-
gens häufig – neben Zeit- und 
Kostenfaktoren – an der Un-
möglichkeit der leistungsge-
rechten Vergütung aufgrund 
sozialrechtlicher Bestimmun-
gen.

Fest steht dennoch, dass 
Kommunikation in Einfa-
cher Sprache bzw. Leichter 

Sprache nicht nur ein Nice-to-have ist, 
sondern dass es darauf einen Rechts-
anspruch nach § 11 BGG (Verständ-
lichkeit und Leichte Sprache) und dem 
baden-württembergischen Landes-Be-
hindertengleichstellungsgesetz (L-BGG) 
gibt. Die BITV 2.0 befasst sich ebenfalls 
mit der Barrierefreiheit und Leichten 
Sprache.

Rechtssicherheit – das Ende der bar-
rierefreien Kommunikation?

Behördensprache darf nicht blumig sein. 
„Der Normadressat muss erkennen kön-
nen, welches Verhalten (Tun, Dulden 
oder Unterlassen) von ihm erwartet 
wird“, sagte Prof. Dr. Arne Pautsch bei 
der Fachtagung „Einfache Sprache – ver-
ständliche Behördenkommunikation“ 
des Städtetags Baden-Württemberg am 
20.07.2021. Denn schließlich muss Be-
hördensprache rechtssicher sein.

Zu diesem häufig geäußerten Vorbehalt 
ist Folgendes festzustellen:

1.	 Leichte Sprache und Einfache Spra-
che sind per se nicht blumig, da dies 
die Verständlichkeit beeinträchtigt. 

2.	 Es sollte möglich sein, den Bürge-
rinnen und Bürgern auch in ver-
ständlicher Sprache zu erklären, 
welches Verhalten von ihnen er-

wartet wird. Möglicherweise so-
gar mit besseren Ergebnissen. 

3.	 Bei interlingualen Übertragungen 
in weniger komplexe Fremdspra-
chen findet immer eine sprachli-
che Vereinfachung der deutschen 
Originaltexte statt. Wollte man die 
strukturelle Komplexität der deut-
schen Sprache 1:1 in die Fremd-
sprache übertragen, wäre die 
Übersetzung für fremdsprachliche 
Rezipienten schlichtweg unver-
ständlich. Vielmehr geht es darum, 
die Inhalte in die andere Sprache 
zu übertragen. Solche Übersetzun-
gen sind – gute Qualität voraus-
gesetzt – durchaus gerichtsfest. 

4.	 Die Bedenken hinsichtlich der Rechts-
sicherheit resultieren wohl eher aus 
der Informationsauswahl, d. h. Aus-
gliederung von Textpassagen im 
Hinblick auf eine zumutbare Textlän-
ge. Häufig werden die Versionen in 
Leichter Sprache auf einem Beiblatt 
angeboten, wobei darauf hingewie-
sen wird, dass allein das Originaldo-
kument rechtsverbindlich ist.

Ausblick

Bei der oben erwähnten Fachtagung des 
Städtetags Baden-Württemberg regte 
Prof. Dr. Arne Pautsch eine „interdiszi-
plinäre Werkstatt“ an, um auszuloten, 
inwieweit Einfache Sprache und Leichte 
Sprache im Verwaltungshandeln einsetz-
bar sind und auch vor Gericht Bestand 
haben können.

Bei der Fachtagung zeigte sich deutlich, 
dass die Kommunen durchaus Interesse 
an dem Thema haben und sich Lehran-
gebote seitens der Hochschule für öf-
fentliche Verwaltung und Finanzen (HVF) 
in Ludwigsburg wünschen. 
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Das Sachverständigengutachten in Unterbringungs‐ und Betreuungssachen – Vergleich von 6 Sprachebenen 

Beispiel (Textauszug)  Anmerkungen 

Ge
se
tz
 

1 Vor einer Unterbringungsmaßnahme hat eine förmliche 
Beweisaufnahme durch Einholung eines Gutachtens über die 
Notwendigkeit der Maßnahme stattzufinden. 2 Der Sachverständige 
hat den Betroffenen vor der Erstattung des Gutachtens persönlich zu 
untersuchen oder zu befragen. 3 Das Gutachten soll sich auch auf die 
voraussichtliche Dauer der Unterbringungsmaßnahme erstrecken. 

Das Wort „Sachverständigengutachten“ wird 
nicht gebraucht. 
Sätze sind nummeriert 
 
Durchschnitt Wörter pro Satz: 15 
Zeichen im längsten Wort: 23  
Wörter über 15 Zeichen: 4 
 
Schrifttype im Original: Verdana 

Quelle: Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, § 321, Abs. 1 

Ge
ric

ht
 (B

GH
) 

§ 321 Abs. 1 FamFG sieht im Hinblick auf die damit einhergehenden erheblichen 
Eingriffe in die Freiheitsrechte des Betroffenen zwingend die Einholung eines 
Sachverständigengutachtens vor. Dadurch soll eine sorgfältige 
Sachverhaltsaufklärung zur Feststellung der medizinischen Voraussetzungen 
einer Unterbringung sichergestellt werden (Keidel/Budde FamFG 17. Aufl. § 321 
Rn. 1). Lediglich bei unterbringungsähnlichen Maßnahmen nach § 312 Nr. 2 
FamFG kann auch in der Hauptsache an die Stelle eines Gutachtens ein 
ärztliches Zeugnis treten. 

Durchschnitt Wörter pro Satz: 24,5 
Zeichen im längsten Wort: 27 
Wörter über 15 Zeichen: 5 
 
Schrifttype im Original: Arial 
 

Quelle: BUNDESGERICHTSHOF, BESCHLUSS XII ZB 306/12 vom 21. November 2012 

Fa
ch
sp
ra
ch
e 

Die Verpflichtung des Gerichts, gemäß § 321 Abs. 1 FamFG in der Hauptsache ein 
Sachverständigengutachten zur Notwendigkeit der Unterbringungsmaßnahme 
einzuholen, entfällt auch nicht in den Fällen, in denen die zuständige 
Verwaltungsbehörde nach den landesrechtlichen Bestimmungen für die öffentliche 
Unterbringung ihrem Unterbringungsantrag ein ärztliches Gutachten beifügen muss. 

Satzlänge (des Anreißers!): 46 Wörter 
Zeichen im längsten Wort: 26 
Wörter über 15 Zeichen: 5 
 
Schrifttype im Original: Source Sans Pro 

Quelle: Rechtslupe, Das obligatorische Sachverständigengutachten in Unterbringungssachen, 2. Januar 2013   

In
fo
rm

at
io
ns
‐

br
os
ch
ür
e 

Ein Betreuer darf – von Ausnahmefällen abgesehen – nur bestellt und ein 
Einwilligungsvorbehalt darf nur dann angeordnet werden, wenn das Gericht ein 
Sachverständigengutachten über die Notwendigkeit und den Umfang der Betreuung 
sowie die voraussichtliche Dauer der Maßnahme eingeholt hat. Der Sachverständige ist 
verpflichtet, vor der Erstattung seines Gutachtens die betroffene Person persönlich zu 
untersuchen oder zu befragen. 

Satz 1: 37 Wörter 
Satz 2: 18 Wörter 
Zeichen im längsten Wort: 26 
Wörter über 15 Zeichen: 4 
 
Schrifttype im Original: Times New Roman 

Quelle: „Betreuungsrecht“, Ministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 

Ei
nf
ac
he

 S
pr
ac
he

 

Das Gericht darf einen Betreuer anordnen. Und festlegen, dass die 
betroffene Person der Betreuung nicht zustimmen muss. In manchen 
Ausnahmefällen gelten andere Regeln. 
 
Das Gericht braucht dafür ein Gutachten über: 

 Notwendigkeit der Betreuung 
 Umfang 
 voraussichtliche Dauer 

Das Gutachten erstellt ein Sachverständiger, der die betroffene Person 
persönlich untersucht oder befragt. 
 

Umstrukturierung der Inhalte 
Aufzählung in Listenform 
Nebensätze 
Verkürzter Hauptsatz 
 
Durchschnitt Wörter pro Sinneinheit: 6,5 
Zeichen im längsten Wort: 16 
Wörter über 15 Zeichen: 2 
 
Schrifttype: Open Sans 

Quelle: Textvorschlag der Verfasserin aufgrund der Textversion der Informationsbroschüre „Betreuungsrecht“ 

Le
ich

te
 S
pr
ac
he

 

Das Gericht muss auch einen Bericht bekommen.  
Von einer Fach-Frau oder einem Fach-Mann.  
Das sollte ein Arzt für Psychiatrie sein.  
Er muss Sie vorher gründlich untersuchen und befragen.  
Den Bericht nennt man: Sachverständigen-Gutachten. 

Kein Zeilenumbruch, Schriftgröße 14 pt, kurze 
Sätze (max. 8 Wörter), keine Nebensätze, 
Fettung, Verbalstil, Bindestrich zur 
Wortgliederung gemäß den (früheren) Regeln 
des Netzwerks Leichte Sprache. 
 
Das „schwere“ Wort folgt auf die Erläuterung 
und steht am Ende des Absatzes. 
 
Schrifttype im Original: Segoe UI 

Quelle: „Das Betreuungs‐Recht in Leichter Sprache“, Bundes‐Ministerium der Justiz und für Verbraucher‐Schutz in Zusammen‐Arbeit mit Bayerisches 
Staats‐Ministerium der Justiz 

 

Grafik 2: Vergleich der Sprachebenen
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HVF beteiligt sich an der landesweiten 
Initiative WEITER.mit.BILDUNG@BW

Von Prof. Dr. Sascha Gieseler, 
Leiter des LUCCA

Im Zuge dieser Initiative wird die HVF 
mit einer sog. „Regional- und Fachver-
netzungsstelle“ ausgestattet. 

Zu den Aufgaben der Hochschulen Ba-
den-Württembergs gehört die wissen-
schaftliche Weiterbildung, die in immer 
stärkerem Maß an Bedeutung für die 
Arbeitswelt der Zukunft gewinnt. Daher 
ist das Land bestrebt, die wissenschaft-
liche Weiterbildung auf eine neue Qua-
litätsstufe zu heben und die Angebote 
der Hochschulen noch bedarfsgerechter 
und sichtbarer zu machen. Es soll künf-
tig noch klarer herausgestellt werden, 
worin die Besonderheit und die Qualität 
der Angebote der wissenschaftlichen 
Weiterbildung im Vergleich zu anderen 
Anbietern am Markt liegen.

Ein wesentlicher Baustein zur Erreichung 
dieses Ziels ist die Schaffung von Regio-
nal- und Fachvernetzungsstellen an aus-
gewählten Hochschulen. Dadurch sollen 
die Hochschulen in die Lage versetzt 
werden, den regionalen und fachlichen 
Austausch zu intensivieren, um auf diese 
Weise die spezifischen Ansprüche und 
Bedürfnisse bestimmter Zielgruppen zu 
ermitteln und ihre Weiterbildungsange-
bote entsprechend zu entwickeln.

Ziel ist der Auf- und Ausbau eines lan-
desweiten Netzwerks zur Hochschulwei-
terbildung, das auf der einen Seite den 
Austausch zwischen den potentiellen 
Weiterbildungskunden (Verwaltung und 
Wirtschaft) und den Hochschulen und 
auf der anderen Seite den fachlichen 
und didaktischen Austausch zwischen 
den Hochschulen fördert. Das Netzwerk 
soll Gelegenheit für die Diskussion und 

Konzeption neuer, gemeinsamer Frage-
stellungen bieten und ein Themenscou-
ting über Regionen und Hochschularten 
hinweg ermöglichen. Die Regional- und 
Fachvernetzungsstellen übernehmen in 
ihrer jeweiligen Region Beratungs- und 
Vertriebsaufgaben und sollen im Aus-
tausch mit Verwaltung und Wirtschaft 
die Nachfrage nach Angeboten unter-
halb der Studiengangebene ermitteln 
und die Entwicklung maßgeschneider-
ter Weiterbildungsangebote mit erfolg-
versprechenden Inhalten und Formaten 
fördern. 

Eine dieser Vernetzungsstellen, die meh-
rere Hochschulen in der Region betreut, 
ist an der HVF angesiedelt. Die Stelle 
konnte zum 01.10.2021 besetzt werden 
und ermöglicht es der HVF, ihr Weiter-
bildungsangebot bedarfsgerecht auszu-
bauen.

Ein weiterer Baustein, um die Sichtbar-
keit der Angebote der wissenschaftli-
chen und künstlerischen Weiterbildung 
zu erhöhen, ist der Aufbau der landes-
weiten Plattform Hochschulweiterbil-
dung@BW. Diese Plattform soll als di-
gitales Schaufenster den Nutzerinnen 
und Nutzern das Finden der passenden 

Weiterbildung erleichtern und eine 
möglichst einfache Buchung oder Reser-
vierung direkt von der Plattform ermög-
lichen. 

Darüber hinaus wird ein Qualitätssiegel 
entwickelt, das die spezifische Quali-
tät der hochschulischen Angebote der 
wissenschaftlichen und künstlerischen 
Weiterbildung in Baden-Württemberg 
hervorheben und transparenter machen 
soll. Durch die Vergabe des Qualitäts-
siegels soll eine noch stärkere Kunden-
freundlichkeit und eine höhere Transpa-
renz der Angebote geschaffen und die 
gegenseitige Anerkennung der Weiter-
bildungsangebote gefördert werden. 
Insgesamt stellen diese Maßnahmen 
wichtige weitere Schritte zur Stärkung 
der wissenschaftlichen Weiterbildung 
an der HVF dar.

i Informationen:
Weiterführende Informationen 
zur Initiative unter: https://www.
baden-wuerttemberg.de/de/ser-

vice/presse/pressemitteilung/pid/grue-
nes-licht-fuer-digitale-plattform-hoch-
schulweiterbildungbw-1/
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Blended-Learning 
im LUCCA mit OPAL

Von Prof. Dr. Sascha Gieseler, Leiter des LUCCA

Das Weiterbildungszentrum der Hochschule hat mit der An-
schaffung des Lernmanagementsystems OPAL (Online-Plattform 
für Akademisches Lehren und Lernen) einen wichtigen Schritt 
beim Ausbau seiner Blended-Learning-Strukturen vollzogen.

LUCCA stellt den Teilnehmenden der Weiterbildungsprogramme 
die Lerninhalte seit Frühjahr 2021 über OPAL zur Verfügung.  OPAL 
ist eine hochschulübergreifende Informationstechnik-Plattform 
für E-Learning, die vom Bildungsportal Sachsen auf Basis des 
Open-Source-Lernmanagement-Systems OLAT-Campus entwi-
ckelt wurde. Opal wird von LUCCA als Lernmanagementsystem 
genutzt, um Angebote der wissenschaftlichen Weiterbildung 
verfügbar zu machen und durch abwechslungsreiche Inhalte 
und vielfältige Funktionen wie Web-based Trainings (WBT), On-
line-Aufgaben und Selbsttests, News-Beiträge, Downloads (PDF, 
Office-Dokumente, Video, etc.), Umfragen oder Kalender zu er-
gänzen. Verschiedene Funktionsbausteine können flexibel mitei-
nander verbunden werden, um sich eine ideale Kursstruktur zu-
sammenzustellen, die auch nachträglich ergänzt werden kann. 
OPAL unterstützt die gängigen Referenzmodelle für austausch-
bare elektronische Lerninhalte und verfügt über entsprechende 
Schnittstellen, welche die Anbindung von virtuellen Klassen-
räumen und Nutzerverzeichnissen ermöglichen. Zusätzlich zu 
den bei OLAT und anderen E-Learning-Plattformen bekannten 
Elementen verfügt OPAL über die Authentifizierungs- und Au-
torisierungskomponente „Shibboleth“, die es ermöglicht, über 
Single-Sign-On auch andere Nutzerdatenbanken sowie weitere 
Informationstechnologien anzubinden. Die Plattform ermöglicht 
es, Wissen zielgruppenspezifisch zu verteilen und über flexibel 
definierbare Zuweisungen individuelle Lernpfade für die Teilneh-
menden zu entwickeln und so auf ihre Lernbedarfe individuell 
eingehen zu können und Lerninhalte automatisch ein- oder aus-
zublenden. Neben der Möglichkeit, Lern- und Prüfungsinhalte 
zu verknüpfen, bietet OPAL die Möglichkeit, externe Quellen 
(z.B. Webseiten) einzubinden.

Lernergebnisse können gemessen und ausgewertet werden. Die 
automatisierte Auswertung der Lernfortschritte sorgt für einen 
schnellen Überblick und steuert individuelle Lernwege je nach 
Kompetenzniveau. Dadurch wird es den Teilnehmenden ermög-
licht, ihren Wissensstand und ihren Lernfortschritt auf einfache 
Weise selbst zu überprüfen. Dadurch wird die fachliche und 
didaktische Qualität der Weiterbildungsangebote erhöht und 
bei dem häufig sehr heterogenen Kreis der Teilnehmenden für 
ein einheitlicheres Lernniveau gesorgt. Damit bildet OPAL einen 
weiteren wichtigen Baustein im Gebäude der wissenschaftlichen 
Weiterbildung an der HVF.

Ihre Zukunft im Blick.

Der KVBW - Alles aus einer Hand
Wir sichern für den kommunalen und 

kirchlichen Bereich in Baden-Württemberg 
das Heute und die Zukunft.

Der Kommunale Versorgungsverband Baden- 
Württemberg steht für die Versorgung von Arbeitgebern, 
Beamten und Beschäftigten im öffentlichen Dienst. 

Durch hohe Qualitätsstandards sind wir ein starker und  
zuverlässiger Partner für unsere Mitglieder und Kunden. 
Dieses Versprechen wird durch mehrere Fachbereiche  
und besonders durch folgende Geschäftsfelder an den 
Standorten Karlsruhe und Stuttgart gehalten:

Für unsere vielfältigen und interessanten Aufgaben 
schreiben wir im Laufe des Jahres Stellen für engagierte 
und interessierte Nachwuchskräfte des gehobenen  
Verwaltungsdienstes aus.  
Es lohnt sich somit, den KVBW im Auge zu behalten!

Weitere Informationen zum KVBW, seinen Aufgaben und 
Abteilungen sowie unsere Stellenangebote finden Sie 
auf www.kvbw.de.
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Beihilfe
Beamtenversorgung

Kommunaler Personalservice
Zusatzversorgung

Eine Behörde mal anders –  
Wir haben viel zu bieten! 

Eine intensive Einarbeitung für optimale Startbedingungen

Selbstständiges Arbeiten in einem anspruchs- und  
verantwortungsvollen Aufgabengebiet

Ein sehr gutes mittelfristiges Karrierepotenzial

Ein flexibles Arbeitsmodell mit einer kurzen  
Kernarbeitszeit

Eine optimale Anbindung an das Nahverkehrsnetz sowie 
einen Fahrtkostenzuschuss bei der Nutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel

Ein Personalentwicklungsprogramm

Ein Gesundheitsmanagement

Ergonomisch eingerichtete Arbeitsplätze an beiden 
Dienststellen
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Das Zentrum für internationale 
Betriebsprüfungen (ZiBp BW) stellt sich vor 

1. Was ist das Zentrum für internatio-
nale Betriebsprüfungen Baden-Würt-
temberg?

Das ZiBp BW wurde im Jahr 2018 gegrün-
det. Hintergrund war eine signifikante Zu-
nahme von internationalen Besteuerungs-
konflikten, welche zu einer Vielzahl von 
langwierigen Verständigungsverfahren 
führte. Als Lösung wurde ein frühzeitiges, 
international abgestimmtes Vorgehen iden-
tifiziert. Hierfür bietet sich das Mittel der 
grenzüberschreitenden, koordinierten Au-
ßenprüfungen (Joint Audits und Simultan-
prüfungen) an. Dabei prüfen die Bediens-
teten verschiedener Staaten gemeinsam 
eine grenzüberschreitend tätige Firma und 
tauschen Informationen unmittelbar aus. 

In der Folge wurde das ZiBp BW zur über-
geordneten Koordinierung und als einheit-
licher Ansprechpartner geschaffen. Ziel 
ist es, das Mittel der grenzüberschreiten-
den, koordinierten Betriebsprüfungen als 
geeignete Möglichkeit zur Verhinderung 
oder zumindest frühzeitigen Lösung von 
Besteuerungskonflikten ins Bewusstsein zu 
rufen. Wichtige Aufgaben sind hierbei die 
Öffentlichkeitsarbeit durch Vorträge und 
Informationsveranstaltungen sowie die 
Kontaktpflege zu allen Beteiligten. Außer-
dem versucht das ZiBp BW, rechtliche und 
tatsächliche Hürden zu beseitigen und zu-
sammen mit den Betriebsprüfer*innen des 
Landes Baden-Württemberg, Joint Audits 
erfolgreich durchzuführen. 

2. Die Entwicklung der Fallzahlen

Das ZiBp BW möchte mit allen Ländern, 
mit denen dies rechtlich und politisch 
möglich ist, Joint Audits durchführen. Seit 
Gründung des ZiBp BW wurden und wer-
den 40 Fälle betreut. Hierzu gehören auch 
zwei Fälle von PAOE (Presence in Admi-
nistrative Offices and Participation in Ad-
ministrative Enquiries = Entsendung von 
Prüfern*innen).

Die bislang durch Joint Audits erzielten 
Mehrergebnisse belaufen sich auf rund 
9  Mio. €. Die Änderungen der steuerli-
chen Bemessungsgrundlagen betragen 
26  Mio €. Im Februar 2020 teilte das 
BZSt mit, dass Baden-Württemberg im 
Jahr 2019 mit Abstand am meisten Joint 
Audits vorgeschlagen hat und auch im 
Jahr 2020 bereits die höchsten Fallzahlen 
vorweisen kann. Ein umfangreiches Joint 
Audit mit Österreich war, bezogen auf 
die Änderung der Bemessungsgrundla-
gen zu Gunsten Deutschlands, der größ-
te bilaterale Fall, in dem eine Einigung 
erzielt werden konnte, und bundesweit 
die drittgrößte koordinierte Betriebsprü-
fung, welche im Jahr 2019 erfolgreich 
abgeschlossen wurde. Auch bei kleineren 
Fällen konnten Lösungen für die Zukunft 
gefunden und hierdurch langwierige Ver-
ständigungsverfahren vermieden werden. 
Dieser Mehrgewinn durch die frühzeitige 
Klärung von Rechtsfragen, durch welche 
auch offene Rechtsstreitigkeiten für die 

Vergangenheit gelöst werden können, ist 
ein großer Vorteil von Joint Audits. 

Erfreulicherweise gilt die baden-württem-
bergische Finanzverwaltung neben Bayern 
und Nordrhein-Westfalen als führend im 
Bereich der koordinierten Betriebsprü-
fungen. Auch wenn die weltweite Co-
vid-19-Pandemie die internationale Zusam-
menarbeit im Bereich der koordinierten 
Außenprüfungen etwas ausgebremst hat, 
konnte Baden-Württemberg mit Hilfe von 
Videokonferenzen die meisten offenen Fäl-
le weiterführen und teilweise erfolgreich 
abschließen. Dies wäre ohne das sehr hohe 
Maß an Engagement und Flexibilität, wel-
ches die beteiligten Betriebsprüfer*innen 
während der Covid-19-Pandemie bewiesen 
haben, nicht möglich gewesen.

3. Öffentlichkeitsarbeit

Das ZiBp BW konnte durch die Teilnahme 
an zahlreichen Dienstbesprechungen und 
durch Informationsveranstaltungen für die 
Auslandsfachprüfung das Projekt ZiBp BW 
vorstellen und den Ablauf von Joint Audits 
erklären. Einladungen zu Podiumsdiskussi-
onen und sonstigen Veranstaltungen von 
Verbänden ermöglichten der Projektlei-
tung, gegenüber zahlreichen Vertreter*in-
nen aus Wirtschaft und Industrie die Vortei-
le von Joint Audits aufzuzeigen. Im Herbst 
2020 wurde eine Seite zum ZiBp BW in die 
Homepage des Ministeriums für Finanzen 
(https://fm.baden-wuerttemberg.de/de/
haushalt-finanzen/steuern/zentrum-fu-
er-internationale-betriebspruefungen-ba-
den-wuerttemberg-zibp) integriert. 

 
4. Leistungen für Betriebsprüferinnen 
und Betriebsprüfer

Neben den Informationsveranstaltungen 
im Herbst 2019 wurden auf Initiative des 
ZiBp BW, mit Verfügung der OFD Karlsruhe 
vom 11. September 2019, Anreize für die 

Prof. Dr. 
Angelika Dölker
 
Zentrum für internatio-
nale Betriebsprüfungen

Dominik Zotz
 
 
Zentrum für internatio-
nale Betriebsprüfungen
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Durchführung koordinierter Außenprüfun-
gen geschaffen. Diese Anreize spiegeln 
sich zum Beispiel in der Bewertung solcher 
grenzüberschreitenden Prüfungen wider, 
die auch den erhöhten Aufwand für die 
Durchführung dieser Außenprüfungen an-
gemessen berücksichtigen soll.

Ein wichtiges Projekt des ZiBp BW ist auch 
die Entwicklung eines Sprachfortbildungs-
konzepts für die Auslandsfachprüfung, 
welches unsere Betriebsprüfer*innen in die 
Lage versetzen soll, Joint Audits erfolgreich 
länderübergreifend durchzuführen. Zu die-
sem Zweck wurden insbesondere Lizenzen 
des Marktführers der Sprachlernsoftware 
Babbel erworben. Darüber hinaus wird das 
ZiBp BW unterstützend tätig und steht als 
Ansprechpartner zur Verfügung. Das ZiBp 
BW mischt sich allerdings nicht in die in-
ternationalen Betriebsprüfungen als solche 
ein. Diese werden von den Finanzämtern in 
eigener Verantwortung durchgeführt. Bei 
Problemen jeglicher Art, insbesondere bei 
Schwierigkeiten in der Zusammenarbeit mit 

den ausländischen Behörden, dürfen und 
sollen sich die Betriebsprüfer*innen direkt 
an das ZiBp BW wenden. Bei fachlichen 
Problemen steht den Finanzämtern darüber 
hinaus der übliche Dienstweg über die zu-
ständigen Fachreferate der OFD Karlsruhe 
offen. 

5. Die engere Zusammenarbeit mit 
Österreich

Das ZiBp BW möchte aufgrund der bishe-
rigen, sehr guten Erfahrungen eine enge 
Zusammenarbeit mit der österreichischen 
Finanzverwaltung aufbauen. Es ist geplant, 
in absehbarer Zeit ein erstes Treffen zu-
mindest im Rahmen einer Videokonferenz 
zur Erörterung gemeinsamer Ziele und der 
gewünschten Zusammenarbeit durchzu-
führen.

6. Fortbildung

Herr Günter Morlock (SGL für Auslands-
fachprüfung beim zentralen Konzernprü-

fungsamt Stuttgart) und Frau Prof. Dr. Döl-
ker (zur Zeit Leitung des ZiBp BW) bieten 
mit organisatorischer Unterstützung des 
ZiBp BW und der OFD Karlsruhe eine Fort-
bildungsreihe zum ATADUmsG (Anti- Hyb-
rid Regeln, Verstrickung und Entstrickung, 
Verschärfung Wegzugsbesteuerung, Ände-
rungen Hinzurechnungsbesteuerung) so-
wie Neuerungen bei Verrechnungspreisen 
aufgrund AbzStEntModG und BMF- Schrei-
ben an.

i Infomationen/Kontakt
Prof. Dr. Angelika Dölker 
Telefon +49 711 123-4427
E-Mail: ZiBp@fm.bwl.de

oder Angelika.Doelker@fm.bwl.de 

Dominik Zotz
Telefon: +49 711 123-4411
E-Mail: ZiBp@fm.bwl.de oder 
dominik.zotz@fm.bwl.de

Anzeige

Stadt Karlsruhe
Karriere
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In Kooperation mit Verlagen: 
HVF-Publikationspreise erstmals vergeben

Zum ersten Mal hat die HVF Ludwigs-
burg in diesem Jahr – gemeinsam mit ih-
ren langjährigen Kooperationspartnern, 
dem Boorberg- und dem Schäffer-Po-
eschel-Verlag – eine ganze Reihe von 
Publikationspreisen für herausragende 
Forschungsleistungen in den Kategorien 
„Management und Recht“ (Fakultät I) 
sowie „Steuer- und Wirtschaftsrecht“ (Fa-
kultät II) verliehen.

Ein wesentliches Anliegen der Preise ist es, 
auch im Bereich Forschung zu einer Kultur 
der gelebten Wertschätzung an unserer 
Hochschule beizutragen. Die Preise sollen 
zum einen exzellente Veröffentlichungen 
von HVF-Forscherinnen und -Forschern 
würdigen und diese über ihre Fachgren-
zen hinaus bekanntmachen, zum anderen 
aber auch die hohe Bedeutung des wis-
senschaftlichen Publizierens an der HVF 
unterstreichen. Das Preisgeld in Höhe 

von insgesamt 5000 Euro wird von den 
beiden beteiligten Verlagen gestiftet. Die 
Preisverleihung erfolgte Ende November 
in kleinem Rahmen an der HVF und wur-
de parallel live übertragen.

Die Preisträgerinnen und Preisträger im 
Einzelnen: 

HVF Boorberg Publikationspreis für 
Management und Recht (Fakultät I): 
•	 1. Platz: Prof. Dr. Arne Pautsch für sei-

nen Beitrag „Corona und Grundge-
setz: Verfassungsrecht in Krisenzeiten“ 
(dotiert mit 1.000 Euro). 

•	 2. Platz: Prof. Dr. Robert Müller-Török 
für seinen gemeinsam mit Domenica 
Bagnato und Alexander Prosser ver-
fassten Beitrag „Council of Europe 
Recommendation CM/Rec(2017)5 and 
e-Voting Protocol Design“ (dotiert mit 
750 Euro).  

•	 2. Platz: Prof. Dr. Claudia Schneider 
und Prof. Dr. Birgit Schenk für ihren ge-
meinsam mit Stefan Kraus verfassten 
Beitrag „Start-Up Städtischer Bauhof: 
Mit e-Services und agilen Strukturen 
auf dem Weg in die digitale, kommu-
nale Zukunft“ (dotiert mit 750 Euro). 

Von Andreas Ziegele, Pressesprecher 
der HVF, und Dr. Markus Rutsche, 
Referent für Forschung und Transfer

HVF Schäffer-Poeschel Publikations-
preis für Steuerrecht (Fakultät II): 
•	 1. Platz: Prof. Dr. Gabi Meissner, Prof. 

Dr. Tanja Leibold, Prof. Dr. Sascha Gie-
seler und Prof. Dr. Stefan Holzner für 
ihren gemeinsam verfassten Beitrag 
„Tax Compliance im Spiegel der Steu-
erarten: Unternehmerische Risiken im 
Verfahrensrecht, den Ertragsteuern 
und der Umsatzsteuer“ (dotiert mit 
1000 Euro). 

•	 2. Platz: Prof. Dr. Angelika Dölker für 
ihren Beitrag „Der Einfluss des europä-
ischen Rechts auf die deutsche ertrag-
steuerliche Organschaft“ (dotiert mit 
750 Euro). 

•	 2. Platz: Prof. Matthias Alber für seinen 
Beitrag „Praxisrelevante Einzelfragen 
zur Altersversorgung und zu den Bezü-
gen des Gesellschafter-Geschäftsfüh-
rers“ (dotiert mit 750 Euro).

Die HVF Ludwigsburg gratuliert allen Preis-
trägerinnen und Preisträgern sehr herzlich 
zu ihrer Auszeichnung und bedankt sich 
bei ihren Kooperationspartnern, dem 
Richard-Boorberg-Verlag und dem Schäf-
fer-Poeschel-Verlag, für ihre freundliche 
und großzügige Unterstützung!

Förderer der Hochschule für öffentliche Verwaltung und  
Finanzen Ludwigsburg
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Stellen konnten und können bis heute nur 
mit immer mehr Mühe besetzt werden. 
Vor allem Positionen mit Führungsverant-
wortung sind immer länger vakant und die 
negativen Auswirkungen auf die Aufga-
benerledigung sowie die Mitarbeitenden 
im Team werden dadurch immer größer. 
Doch was ist das, was vor allem Führungs-
stellen scheinbar unattraktiv macht? Zum 
einen liegt es sicher im Gehaltsgefüge 
des öffentlichen Dienstes, welches mehr 
Verantwortung nicht unbedingt mit mehr 
Gehalt belohnt. Zum anderen streben die 
Generationen Y und Z (ab 1980) nach 
Work-Life-Balance und einer flexiblen 
Beschäftigung. Bis 23 Uhr in Gremiensit-
zungen festzustecken, während zuhause 
das Sofa wartet? Wenig attraktiv… Au-
ßerdem kommt dazu, dass die Zielgruppe 
für genau diese Stellen jährlich im März 
fertig ausgebildet und auf der Stellensu-
che ist. Oft ist genau zu dieser Zeit keine 
Führungsstelle bei der Stadt Schorndorf 
vakant. Hat der/die Hochschulabgänger/
in dann erst einmal eine passende Stelle 
in einer anderen Stadt gefunden, wech-
selt es sich in den nächsten Monaten nicht 
mehr so einfach.

Dabei übersehen viele die Herausforde-
rungen und Chancen, die Führung wirk-
lich ausmachen. Die Führungskräfte sind 
diejenigen, die Potenziale in Mitarbeiten-
den erkennen und gezielt fördern können. 
Sie sind diejenigen, die Verantwortung 
übernehmen aber auch übergeben dür-
fen. Unsere Führungskräfte denken über 
den Tellerrand hinaus und vernetzen sich. 
Sie sind füreinander da und haben selbst 
auch Raum sich weiterzuentwickeln. Und 
auch, wenn eine gewisse zeitliche Flexibi-

Die Führungskräfte
der Zukunft

lität verlangt wird, sind Termine bis in die 
Abendstunden die Ausnahme.

Wir bei der Stadt Schorndorf sind uns 
dessen bewusst, aber wie bekommen wir 
unsere Überzeugung und Begeisterung 
auch an unsere Zielgruppe? Die Idee: Das 
Trainee-Programm! Jährlich werden zwei 
bis vier Fachhochschulabsolventinnen und 
-absolventen des gehobenen nichttech-
nischen Verwaltungsdienstes als Trainees 
eingestellt und durchlaufen innerhalb 
von zwei Jahren verschiedene Fachbe-
reiche, bearbeiten ausgewählte Projekte, 
bilden ein Netzwerk und lernen Führung 
in Theorie und Praxis kennen. Nach vier 
Jahren können wir behaupten, dass sich 

Von Franziska Schott, Fachbereich 
Personal und Organisation Stadt 
Schorndorf

das Trainee-Programm als erfolgreiches 
Konzept in der Praxis bewährt hat: 16 
Trainees haben wir seit 2017 eingestellt, 
mittlerweile 10 davon auf festen Stellen, 
davon 6 in Führungspositionen. 

Wir würden uns freuen, wenn mehrere 
Kommunalverwaltungen diesen Weg mit-
gehen und damit einen wichtigen Teil zur 
Qualifizierung von zukünftigen kommu-
nalen Führungskräften beitragen!

Trainees der Stadt Schorndorf
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Diese bekannte Weisheit gilt nicht nur für 
die großen Börsen in Frankfurt, New York 
oder Shanghai. Dieser Ansatz gilt auch für 
die laufend-innovative Weiterentwicklung 
von Schulungs- und Informationsformaten 
der DRV Baden-Württemberg.

Das ortsungebundene und flexible Ler-
nen gewinnt in allen Bereichen immer 
weiter an Bedeutung. Von daher hat man 
sich in der Rentenversicherung frühzeitig 
bundesweit für eine Lernplattform ent-
schieden. Das Lernmanagementsystem 
ILIAS (Integriertes Lern-, Informations- 
und Arbeitskooperations-System) wurde 
zunächst im Rahmen eines Projekts zu-
sammen mit den Studierenden getestet 
und in den Ausbildungsablauf integriert. 
Über einen bundesweiten Bildungspool als 
Austauschplattform können übergreifend 
Inhalte gemeinsam genutzt und ausge-
tauscht werden. 

The Trend 
is your friend

Das Team „Digitale Medien“ betreut in 
unserer Ausbildung sämtliche digita-
le Lerninhalte. Hier werden die Ausbil-
dungskurse aufgebaut, Lernmodule er-
stellt und Inhalte aus der theoretischen 
und praktischen Wissensvermittlung ein-
gepflegt. Unsere Studierenden erhalten 
alle Lehrunterlagen über ihren Kurs in-
nerhalb von ILIAS. Hier werden allerdings 
nicht nur Skripte bereitgestellt. Auch 
Übungen zum Fachunterricht, Lehrvi-
deos oder ein Quiz, Verknüpfungen zu 
den rechtlichen Arbeitsanweisungen, 
den passenden Broschüren der Renten-
versicherung, den Studientexten und den 
Lerneinheiten der bereits vorhandenen 
Übungsplattform CURT sind möglich. 
Vorlesungspläne und die Stundenpläne 
für den praxisbegleitenden Unterricht 
werden ebenfalls in ILIAS eingearbeitet. 
Hier können auch die eingestellten Skrip-
te bearbeitet, eigene Dateien erstellt 

und im Netzwerk der 
DRV Baden-Württem-
berg in persönlichen 
oder für den ganzen 
Jahrgang zugänglichen 
Laufwerksordnern ge-
speichert werden. Dort 
sind die Daten vor ei-
nem Datenverlust, z.B. 
durch Beschädigungen 
der Festplatte oder des 
Geräts selbst, gesichert 
– ein weiterer Vorteil 
gegenüber einem pri-
vaten Endgerät ohne 
Netzwerkzugriff.

Im Praxisjahr werden ebenfalls immer mehr 
Lernmodule eingesetzt, die mit jedem Ein-
satz stetig verbessert werden. Weitere 
Praxisthemen werden sukzessive in enger 
Zusammenarbeit mit den Ausbilderinnen 
und Ausbildern erarbeitet und didaktisch 
sinnvoll digital umgesetzt. Dabei wird 
weiterhin auf einen ausgewogenen Mix 
aus digitalem Lernen am Bildschirm und 
analogen Lehrmethoden gesetzt. Die digi-
talen Lernwelten sind bei der Deutschen 
Rentenversicherung angekommen und 
warten auf unsere Studierenden. 

Seit 2021 stehen in ILIAS nun auch erste 
Inhalte im Weiterbildungsbereich für die 
rund 3600 Mitarbeitenden der DRV Ba-
den-Württemberg zur Verfügung. Eine 
eigens dafür geschaffene Kompetenzstel-
le Wissensvermittlung innerhalb unseres 
Fachsupports betreut ILIAS und stellt suk-
zessive weitere Kurse zur Verfügung.

Seit kurzem wurde auch das Webkonfe-
renzsystem BigBlueButton in das beste-
hende ILIAS-System integriert. Somit sind 
nun Webkonferenzen, Teammeetings und 
Webinare realisierbar. Um die digitalen 
Lernangebote ortsunabhängig nutzen zu 
können, werden alle unsere Nachwuchs-
kräfte mit Convertibles, einem Hybrid-
gerät, das als Laptop und Tablet genutzt 
werden kann, ausgestattet. Die frühzeiti-
ge Einführung des mobilen Arbeitens mit 
Convertibles und der Lernplattform so-
wie dem Videokonferenzsystem hat uns 
auch in Zeiten von COVID-19 in die Lage 
versetzt die Ausbildung unter guten Rah-

Von Markos Paulus, (Fachsupport 
und zentrale Dienste) und 
Roman Scherer (Ausbildung), Deut-
sche Rentenversicherung 
Baden-Württemberg
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menbedingungen fortzusetzen. Auch un-
seren Beschäftigten konnten mit diesem 
Format wichtige gesetzliche Neuerungen 
– auch ohne die pandemiebedingt nicht 
möglichen Präsenzschulungen – im Büro 
und Homeoffice weitergegeben werden. 

Somit sind wir z.B. bei der Umsetzung von 
gesetzlichen Neuregelungen wie z.B. dem 
Grundrentenzuschlag sehr gut aufgestellt.

Die DRV Baden-Württemberg hat ihre 
Schulungsangebote zudem um selbst 

produzierte Videoinhal-
te mit einem modernen 
3D-Filmstudio erweitert. 
Das Filmstudio ist mobil 
einsetzbar (kam bereits 
in Stuttgart, Karlsruhe 
und Berlin zum Einsatz) 
und nutzt dabei die 
Green-Screen-Technolo-
gie mit einer virtuellen 
Studiowelt. Es besteht 
die Möglichkeit, die Fil-
me direkt in ILIAS zu in-
tegrieren. 

Neben Filmen wurde mit 
dem Videosystem auch 
schon der erste eigene 

PODCAST produziert. Damit wollen wir 
unseren Kunden aktuelle Themen in der 
Rentenversicherung in einem weiteren, 
neuen Format zur Verfügung stellen. Die 
DRV Baden-Württemberg ist keine ver-
staubte Behörde, sondern ein modernes 
und innovatives Unternehmen, das locker 
und konstruktiv mit aktuellen Trends um-
geht – mit anderen Worten:„The trend is 
our friend“.

Anzeige

Arbeitsplätze mit Zukunft: Nachhaltig - Modern - Digital.

mein-check-in.de/rems-murr-kreis
@remsmurrkreis

Fördern.  Wachsen. 
Entfalten. 
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Wertvolle Erfahrungen 
beim Rollentausch gesammelt

Für einen befristeten Zeitraum einen an-
deren Arbeitsbereich komplett überneh-
men und dabei ganz neue Erfahrungen 
sammeln – eine solche Art der Job-Ro-
tation mit dem Titel „Lernreise“ hat die 
Stadt Herrenberg verschiedenen Mitar-
beitenden für einen Zeitraum von zwei 
Monaten ermöglicht. Die teilnehmenden 
Personen haben dabei wertvolle Erfah-
rungen gesammelt. Das Modell des Ar-
beitsplatztausches ist grundsätzlich für 
alle Mitarbeitenden bei der Stadt Herren-
berg möglich und ergänzt die vorhande-
nen Fortbildungsmaßnahmen zur Perso-
nalentwicklung. 

Eine Elternzeitvertretung bot den Rah-
men für die erste Lernreise bei der Stadt 
Herrenberg: Anja Sobkowiak, Leiterin der 
Personalabteilung, hatte für zwei Monate 
die Position von Hauptamtsleiter Tom Mi-
chael übernommen. „Diese befristete Auf-
gabenübernahme haben wir intensiv mit 
Wissenstransfergesprächen vorbereitet“, 
erklärt Sobkowiak. Denn: Eine gründliche 
Vorbereitung und transparente Kommu-
nikation sind Voraussetzung für das Ge-
lingen. Im Januar 2021 war es soweit und 
Sobkowiak bezog für zwei Monate das 
Büro des Hauptamtsleiters. Gleichzeitig 
übernahmen zwei Personalreferentin-
nen das Ruder in der Personalabteilung. 
„Um ausreichend Einblick zu erhalten und 
richtige Erfahrungen zu sammeln, ist ein 
längerer Zeitraum wichtig. Im Nachhinein 
haben wir die zwei Monate als Mindest-
zeitraum erkannt,“ meint Sobkowiak. Die 
Interims-Hauptamtsleiterin spürte eine 
große Akzeptanz im neuen Bereich und 
lernte die dortigen Mitarbeitenden neu 
kennen. Aber sie spricht auch von einem 

beachtlichen Arbeitspensum, das es zu 
bewältigen galt: „Dessen sollte man sich 
bei einer Lernreise bewusst sein“. Die Ab-
grenzung unter allen Beteiligten hat gut 
geklappt. 

einzuhalten. Weiter hat sie Erfahrung 
darin gesammelt, mutige und schnelle 
Entscheidungen bei unbekannten The-
men zu treffen und dazu im Vorfeld die 
richtigen Fragen zu stellen. Für Michael 

war es spannend, von 
Sobkowiak im Nachgang 
eine andere Sichtweise 
auf das Hauptamt und 
seine Mitarbeitenden 
zu erhalten. Weiter hat 
die Lernreise zu einem 
neuen Blick auf seinen 
Arbeitsalltag geführt: 
Manches, was ihm zu-
vor selbstverständlich 
schien, konnte er danach 
neu bewerten und wür-
digen. Die Personalrefe-
rentinnen haben in die-
ser Zeit „nochmals mehr 
gelernt“, selbst Entschei-
dungen zu treffen und 
die Herangehensweisen 
so zu optimieren, dass 
die gewünschten Ziele 
erreicht werden. Neben 
all diesen positiven As-
pekten erinnern sich die 
Beteiligten aber auch an 

Herausforderungen, die es zu meistern 
galt. Weiteres Ziel einer Lernreise neben 
dem Perspektivwechsel ist, danach mehr 
Verantwortung in einzelnen Aufgaben-
bereichen übernehmen zu können. Dies 
geht vor allem dann, wenn die Aufga-
be eigenverantwortlich ausgeführt wird. 
Dies schafft perspektivisch inhaltlich und 
auch finanziell hochwertige und damit 
zukunftsfähige Stellen für die Aufgaben 
der Stadt. 

Die Herrenberger Personalabteilungsleiterin Anja Sobkowiak 
sammelte bei einer Lernreise Erfahrungen auf dem Posten der 
Hauptamtsleitung.

Ein Bericht der Stadtverwaltung 
Herrenberg

Nachhaltig wirksames Experiment

Sobkowiak blickt Monate später dank-
bar, bereichert und voll neuer Erfahrun-
gen auf die Zeit zurück: Sie konnte einen 
deutlicheren Blick auf die Anforderungen 
an Führungskräfte gewinnen, sie hat die 
Bedeutung der entscheidungsreifen Vor-
bereitung von Themen stärker wahrge-
nommen und ist darin bestärkt worden, 
eine klare Struktur bei Besprechungen 
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Lernreisen als Entwicklungschancen 
für alle

Die Teilnehmenden sprechen bei ihren 
Lernreisen jeweils von einer tollen „Per-
sonalentwicklungschance“, von der sie 
in der Zukunft profitieren werden. Diese 
Lernreise ist als eine besondere Form der 
Job-Rotation einzuordnen. Job-Rotation 
als Begriff ist weithin bekannt, aber in 
den seltensten Fällen ist klar, was konkret 
dahintersteckt und wie eine Umsetzung 
gut gelingen kann. Die Lernreise der Per-
sonalabteilungsleitung hat zu mehr Klar-
heit darüber bei der Stadt Herrenberg 
beigetragen. Nach dieser guten Erfah-
rung steht die Möglichkeit grundsätzlich 
auch anderen Mitarbeitenden bei der 
Stadt Herrenberg offen. Es bieten sich 
verschiedene Anlässe an: Wenn eine El-
ternzeit im Team ansteht, wenn jemand 
ein Sabbatjahr einlegt oder auch ein kom-
pletter Tausch von Arbeitsstellen ist vor-
stellbar. Voraussetzung dabei ist jeweils, 
dass die Mitarbeiterin oder der Mitarbei-
ter mit einer hohen Eigenmotivation und 
Einsatzbereitschaft dabei ist und die Her-
ausforderung der Lernreise annimmt. 

Zukunftsfähige Stadtverwaltung 

Um dem aktuellen Veränderungsprozess 
der Kommunalverwaltungen im Digital-
zeitalter zu begegnen und ihn zu gestal-
ten, ist die Stadt Herrenberg schon im 
Jahr 2016 eine Forschungskooperation 
mit der Hochschule für öffentliche Ver-
waltung in Ludwigsburg eingegangen. 
Daraus entstanden ist das interne Projekt 
„Zukunftsfähige Stadtverwaltung“, in 
dem unter anderem die Personalentwick-
lung einen neuen höheren Stellenwert 
erhalten hat. „Personalentwicklungsmaß-
nahmen braucht es, um die Belegschaft 
und insbesondere auch die Führungskräf-
te zu qualifizieren, weiterzuentwickeln 
und damit für die digitale Zukunft fit zu 
machen“, so Sobkowiak. 

Herrenberger Personalentwicklung

Neben Lernreisen gibt es bei der Stadt 
Herrenberg eine Vielzahl an Personalent-
wicklungsmaßnahmen. Zunächst ist das 
Onboarding-Coaching für Führungs-
kräfte und Mitarbeitende in strategischen 
Positionen zu nennen. Ziel hierbei ist, die 
Eingliederung auf allen Ebenen zu för-
dern, Leistungsfähigkeit von Beginn an 
unterstützen, Hindernisse von Anfang an 
aus dem Weg räumen und so vom ersten 
Tag an einen guten Grundstein für eine 
erfolgreiche gemeinsame Arbeit zu legen. 

Das interne Führungskräfteentwick-
lungsprogramm (FKE), das aktuell zum 
dritten Mal läuft, soll Führungskräfte 
dazu befähigen, ihre Führungsaufgaben 
selbstverständlich wahrzunehmen, ihren 
Verantwortungsbereich mit modernen 
Führungswissen zu gestalten und insbe-
sondere Rollenklarheit zu gewinnen. 

Lebenslanges Lernen wird bei der 
Herrenberger Personalentwicklung groß-
geschrieben: Im Intranet steht den Mit-
arbeitenden und Führungskräften eine 
umfassende digitale Lernwelt zur Ver-
fügung. Damit soll die Integration des di-
gitalen Lernens in den Arbeitsalltag und 
die persönliche Kompetenzerweiterung 
jedes einzelnen Mitarbeitenden unter-
stützt werden. 

Weiter wurde bei der Stadt Herrenberg 
neben der klassischen Führungslaufbahn 
– das bedeutet von der Sachbearbeitung, 
zur Abteilungsleitung, zur Amtsleitung – 
eine Projektlaufbahn etabliert. Hierbei 
handelt es sich um Projektleitungsstellen, 
die bezahlt werden wie Abteilungsleitun-
gen, jedoch keine direkte Führungsver-
antwortung haben.

Mit der Digitalen Lernwelt im Intranet der Stadt Herrenberg können die Mitarbeitenden sich 
zeitlich unabhängig und eigeninitiativ neue Kompetenzen aneignen. 
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Die Digitalisierung soll den Menschen 
dienen – nicht umgekehrt 

liche Verwaltung“, so Kristin Schwarz, 
Verbandsdirektorin des KVJS. Um auch 
zukünftig eine leistungsfähige Verwal-
tung gewährleisten zu können, startete 
Anfang 2019 der interne Digitalisierungs-
prozess beim KVJS.

„Mitarbeitende müssen an der Verän-
derung beteiligt werden.“

Wo stehen wir? Wie packen wir die Digita-
lisierung an? Wie können wir die Mitarbei-
tenden ins Boot holen und am Wandel be-
teiligen? Fragen, die die Projektleitenden 
Ralf Steiger (Stabsstelle der Verbandslei-
tung) und Clarissa Doz (Leiterin des Refe-
rats Organisation, IT und Fortbildung) zu 
Beginn besonders beschäftigten. Die Prä-
misse war klar: Die Digitalisierung muss so 
gestaltet werden, dass sie den Menschen 
dient – nicht umgekehrt.

Papierakten, jahrzehntelang der Status 
quo, sollen nun in einer digitalen Welt 
durch die Einführung der e-Akte ersetzt 
werden – diese Vorstellung rief bei vielen 
Mitarbeitenden Ängste hervor. In einer 
verbandsweiten Umfrage erhielten Steiger 
und Doz differenzierte Antworten auf die 
Frage, wie der digitale Wandel zum Wohle 
aller genutzt werden kann. Die Ergebnisse 
brachten Aufschluss über digitale Bedarfe, 
Anforderungen und Herausforderungen. 
„Schließlich basiert die Akzeptanz der 

Digitalisierung 
auf einer brei-
ten Partizipa-
tion“, meint 
Ralf Steiger. 
Es zeigte sich 
zum Beispiel, 
dass ein großes 
Interesse am 
Thema Digitali-
sierung besteht 
(78 %) und die 
Mitarbeitenden 
zukünftig be-

vorzugt digital über das Intranet informiert 
werden möchten (79,3 %).

„Die Vision ist ein Erfolgsfaktor des 
digitalen Wandels.“

Das Wissen über die subjektiven Wahrneh-
mungen und Gestaltungswünsche der Mit-
arbeitenden mündete in eine Vision. Dieses 
Leitbild wurde anhand einer SWOT-Analy-
se definiert und ist ein wichtiger Erfolgs-
faktor des digitalen Wandels, der auf allen 
Ebenen des Verbands konsequent verfolgt 
wird. „Dabei geht es nicht um eine revo-
lutionäre Neudefinition unserer gelebten 
Strukturen und Prozesse. Wir verstehen die 
Digitalisierung als dynamischen Prozess, im 
Sinne eines offenen Dialogs, um den Her-
ausforderungen des digitalen Wandels zu 
begegnen“, so Steiger.

Den Rahmen sollte eine Digitale Agenda 
bilden. Vier Handlungsfelder wurden de-
finiert: Digitale Infrastruktur, Interne und 
Externe Kommunikation sowie Digitale 
Kompetenz. Sie dienen der Weichenstel-
lung für die Digitalisierung in den Dezer-
naten des KVJS.

Handlungsfeld Digitale Infrastruktur

In diesem Handlungsfeld wird die Grund-
lage für eine digitale Aufgabenerledigung 
geschaffen. Mit dem Ausbau der virtuel-
len Zusammenarbeit soll die Digitalisie-
rung langfristig Teil des beruflichen Alltags 
werden. Darunter fallen die elektronische 
Akte, moderne Kommunikationstools wie 
Videokonferenzsysteme, cloudbasiertes 
Arbeiten, digitale Erhebungsverfahren, di-
gitale Zeitwirtschaft und Gehaltsabrech-
nung.

Handlungsfeld Interne 
Kommunikation

Ziel ist es, die Kommunikation der Mit-
arbeitenden untereinander zu verbes-

Der KVJS ist ein Kompetenz- und Dienst-
leistungszentrum für die Stadt- und Land-
kreise Baden-Württembergs. Er berät und 
unterstützt die örtlichen Träger bei der 
Weiterentwicklung sozialer Strukturen 
für die Bürgerinnen und Bürger, bietet 
als Innovationsmotor im Land zahlreiche 
Fortbildungen an und forscht zu aktuellen 
Herausforderungen in der Branche.

Zudem übernimmt der KVJS auch wichti-
ge gesetzliche Aufgaben. Der Verband ist 
unter anderem überörtlicher Träger der 
Sozial- und Jugendhilfe, der Kriegsopfer-
fürsorge, überörtliche Betreuungsbehör-
de sowie Träger des Integrationsamts in 
Baden-Württemberg. Aus dieser Vielfalt 
an Aufgaben und Themen resultiert ein 
breites Feld von internen und externen 
Stakeholdern. Damit einher geht eine be-
sondere Herausforderung bei der Umset-
zung des digitalen Wandels.

„Die fortschreitende Digitalisierung ver-
ändert die Art, wie wir uns informieren 
und wie wir kommunizieren. Im Zuge 
dieser Entwicklungen verändern sich 
auch die Anforderungen an die öffent-

Von Ralf Steiger und Clarissa Doz, 
Projektleitende sm@rtKVJS

Ausgewählte Stakeholder des KVJS.
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sern. Grundsätzlich bedient sich die 
Kommunikation digitaler und analoger 
Modalitäten. Erst wenn beide Arten der 
Kommunikation zusammenpassen, ist es 
eine erfolgreiche Kommunikation. Digital 
bedeutet in einem ersten Schritt für den 
KVJS: Outlook, SharePoint und Teams 
ersetzen die Hauspost. Daten werden an 
einem Ort zentral zur Verfügung gestellt, 
der Posteingang wird digitalisiert. 

Handlungsfeld Externe 
Kommunikation

Unkomplizierte, schnelle und sichere 
Kommunikationswege nach außen sind 
Mittelpunkt dieses Handlungsfelds. Dabei 
werden die Website, digitale Publikatio-
nen, das Corporate Design sowie Ange-
bote des Online-Lernens als Ergänzung in 
der Fortbildung thematisiert. Verschlüsse-
lung zum Austausch mit Externen ist ein 
weiteres zentrales Ziel. 

Handlungsfeld 
Digitale Kompetenz

Im Zuge des Wandels 
zur Wissensgesell-
schaft und des star-

ken technologischen Fortschritts spielt 
die individuelle Selbst- und Informations-
kompetenz eine zentrale Rolle. Lebenslan-
ges Lernen ist im beruflichen Kontext ein 
wichtiges Konzept. Da der Arbeitsalltag 
im digitalen Zeitalter von der Anwendung 
unterschiedlicher Soft- und Hardware ge-
prägt ist, bietet der KVJS ein breites Schu-
lungsangebot.

„Effektives Projektmanagement ist 
der Schlüssel zum Erfolg.“

Ein ambitioniertes Vorhaben, das die 
Frage aufwirft, wie die Digitalisierung 
strukturell umgesetzt werden kann. Die 
Steuerungsgruppe ist das zentrale Gremi-
um der Digitalisierung. Darin werden in 
einer interdisziplinären und fachbereichs-
übergreifenden Besetzung verbandsweite 
Themen des digitalen Wandels diskutiert 
und vorangebracht. In der Steuerungs-
gruppe sind unter anderem vier Digita-

lisierungslotsen ver-
treten, die innerhalb 
ihres Dezernats die 
Schnittstelle zwischen 
Digitalisierung und 
Fachlichkeit überbrü-
cken. Die Umsetzung 
der einzelnen, in der 
Digitalen Agenda fest-
gelegten Maßnahmen 
erfolgt zentral über 
das Referat Organisati-
on, IT und Fortbildung. 
„Über unser ‚Projekt- 
und Zeitmanagement 
Digitalisierung‘ steu-
ern wir teamintern die 
verbandsweiten Auf-
gaben und verlieren 

nichts aus dem Blick“, sagt Referatsleiterin 
Clarissa Doz und ergänzt: „In der Digitalen 
Agenda haben wir beispielsweise festge-
legt, die elektronische Akte in allen Refera-
ten bis Ende 2025 einzuführen. Eine große 
Herausforderung. Deshalb sind Transpa-
renz und Kommunikation für eine gute 
Umsetzung äußerst wichtig“.

In der Digitalen Agenda ist ein Fahrplan 
bis 2025 zu finden, der klare Ziele, Strate-
gien und Aufgaben vorgibt. „Das ist uns 
definitiv gelungen“, so Doz. „Mit klaren 
Verantwortlichkeiten und einer breiten 
Beteiligung werden wir die Herausfor-
derungen der Digitalisierung zusammen 
meistern. Wir betrachten die Verände-
rung als Chance, die wir aktiv gestalten 
können“, ergänzt Steiger.

Interesse geweckt?

Der KVJS bietet ein modernes und dy-
namisches Arbeitsfeld mit spannenden, 
anspruchsvollen Aufgaben und Heraus-
forderungen auf überörtlicher Ebene für 
Menschen, die ihre Tätigkeit als sinnstif-
tend erleben wollen. Kompetenzvielfalt ist 
unsere Stärke – deshalb freuen wir uns über 
Deine (Initiativ-)Bewerbung beim KVJS.

Halten die Fäden in der Hand: Ralf Steiger und Clarissa Doz. 

Vier Handlungsfelder zur Umsetzung der Digitalisierung. 

i Infomationen/Kontakt
Ralf Steiger
Tel.: +49 711 6375 715
Mail: ralf.steiger@kvjs.de

Clarissa Doz
Tel.: +49 711 6375 502
Mail: clarissa.doz@kvjs.de



Dialog 45 | Dezember 2021     40  

HVF International

Auslandsaufenthalt 
trotz Corona?

Ich habe mich bereits früh für ein Prak-
tikum in Österreich entschieden, um das 
Land und die Kultur, die trotz einer direk-
ten Nachbarschaft zu Deutschland, doch 
ganz anders ist, besser kennenzulernen. 
Ein Auslandspraktikum in Übersee kam 
für mich nicht nur wegen Corona nicht in 
Frage. 

Anfangs habe ich viele Absagen bekom-
men. Durch die Corona-Krise waren die 
Tourismusverbände Österreichs, die zu 
90 % privatwirtschaftlich agieren, vom 
finanziellen Engpass und Kurzarbeit so-
wie Homeoffice betroffen gewesen. 
Dementsprechend taten sich die meisten 

Tourismusverbände schwer damit, einem 
Bewerber ungefähr ein Jahr vor Prakti-
kumsbeginn fest zuzusagen – die Pande-
miesituation war schwierig und ungewiss. 
Letztendlich hatte ich Glück und bekam 
eine Zusage vom Tourismusverband Kuf-
steinerland. Ich fand mit Unterstützung 
meines Praktikumsgebers sehr schnell 
eine Unterkunft und erhielt finanzielle 
Hilfe vom Tourismusverband sowie ein 
ERASMUS+-Stipendium.
 
Ich war zu einer Zeit beim Tourismusver-
band Kufsteinerland beschäftigt, als eine 
Entspannung in Sachen Corona eintrat 
und die Zahlen in Österreich und an-
derswo in Europa nicht mehr besorgni-
serregend waren. Deshalb gab es weder 
Homeoffice-Pflicht noch weitere Coro-
na-Auflagen. In der Gastronomie, in den 
Beherbergungsbetrieben und bei Veran-
staltungen wurde die Maskenpflicht bei 
einem 3G-Nachweis aufgehoben.

Ich persönlich habe kaum Einschränkun-
gen im Alltagsleben gespürt, weil ich 
selbst und auch die meisten Menschen 

aus meinem Arbeitsumfeld voll-
ständig geimpft waren. Deshalb 
war in den ersten Wochen eher 
das verregnete Wetter ein Pro-
blem, neue Leute kennenzuler-
nen. Der viele Regen führte zu 
Hochwasser hier in Kufstein an 
meinem ersten Wochenende 
im Juli. Zwei Arbeitstage lang 
blieb das Büro geschlossen und 
man konzentrierte sich darauf, 
den betroffenen Betrieben zu 
helfen, die Schäden des Hoch-
wassers zu beseitigen. Das 
Hochwasser war auch mein prä-

gendstes Erlebnis. Bei den Aufräumarbei-
ten wurde ich als „Neuer“ direkt in einer 
Art Gemeinschaft aufgenommen. Man 
hat hier auch ein Teamgefühl gespürt, 
was ich so in dieser Form (viele fremde 
Menschen aller Kulturen helfen zusam-
men) schon lange nicht mehr erlebt hat-
te. Hier wurden viele Kollegen dann doch 
sehr schnell zu Freunden und in so einer 
Situation ist Corona einfach mal Neben-
sache. 

Das Auslandspraktikum hat sich auf jeden 
Fall gelohnt! Alleine die Gastfreundschaft 
der Menschen hier hautnah erleben zu 
dürfen, war es allemal wert. Zudem gab es 
dank der milden Corona-Lage im Sommer 
viele Veranstaltungen, die gut besucht 
waren. Während meiner Praktikumszeit 
beim Tourismusverband Kufsteinerland, 
der von der Corona-Krise stark betroffen 
war, konnte man dank rückläufiger Coro-
na-Zahlen und diverser Lockerungen im 
Alltag eine positive Aufbruchsstimmung 
spüren – es gab wieder viel zu tun, viel 
vorzubereiten und es war schön, über 
andere Themen zu sprechen als Corona. 
Dementsprechend konnte ich trotz Coro-
na viele Erfahrungen sammeln, die mein 
Studium bereichert und mich auch als 
Mensch weitergebracht haben.

Gerade in den Sommermonaten konnte 
man das Gefühl von Freiheit hautnah erle-
ben – Feste, Feiern, Veranstaltungen aller 
Art wurden hier wieder möglich gemacht. 
Das Timing meines Aufenthalts hier war 
einfach perfekt – und ich bin dankbar, 
diese Erfahrungen hier machen zu können 
und viele neue Leute sowie die für mich 
wahnsinnig liebenswerte Tiroler Kultur 
näher kennenzulernen.

Benjamin Haag, Bachelor-Studieren-
der Public Management im  
5. Semester, hat sein Auslandsprakti-
kum vom 15. Juli bis zum 14. Oktober 
2021 beim Tourismusverband Kufstei-
nerland in Österreich absolviert.

Zwei Studierende berichten über ihr Alltags- und Arbeitsleben während ihres 
ERASMUS geförderten Auslandspraktikums in Österreich und Malta zu Corona 
Zeiten und reflektieren ihren Auslandsaufenthalt.

Aussicht auf die Kufsteiner Festung.
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Mein Favorit war anfangs Südafrika. 
Aufgrund der aktuellen Situation in 
Kapstadt war ein Auslandsaufenthalt je-
doch nicht möglich. Somit musste und 
wollte ich mir einen neuen Praktikums-
platz suchen. Da Malta eine relativ hohe 
Impfquote hatte und in den Medien nur 
Positives berichtet wurde, war meine 
Entscheidung sehr schnell gefallen. Das 
Praktikum anschließend zu organisieren, 
war durch die gute Unterstützung der 
HVF sehr leicht.

Die maltesischen Behörden waren schon 
vor der Pandemie auf Homeoffice einge-
stellt und das hat man während meiner 
Praktikumszeit gemerkt. Auch wenn die 
Situation im Land im Sommer unter Kon-

Simon Isele, Bachelor-Studierender 
Allgemeine Finanzverwaltung im 4. 
Semester, hat sein Auslandsprakti-
kum vom 21. Juli bis zum 31. August 
2021 beim Ministry for Energy, Enter-
prise and Sustainable Development 
in Malta absolviert.

trolle war, haben die meisten Kolleginnen 
und Kollegen 1-2 Tage im Homeoffice ge-
arbeitet.

Da in meinem Gastland bereits eine Her-
denimmunität vorhanden war, musste ich 
keinerlei Einschränkungen hinnehmen. 
Zudem muss ich sagen, dass die Maltese-
rinnen und Malteser sehr offen und herz-
lich sind. Der soziale Anschluss gelang mir 
somit relativ schnell.

Das Praktikum im Ministry for Energy, 
Enterprise and Sustainable Development 
hat sich definitiv gelohnt. Mein Ziel war 
es, auf der einen Seite einen Einblick in 
eine andere Kultur zu erhalten und auf 
der anderen Seite meine Englischkennt-
nisse zu verbessern. Trotz Corona ist mir 
dies problemlos gelungen.

Blick auf den Castille Palace (Amtssitz des 
Premierministers von Malta)

Ausblick auf den Tritonenbrunnen (Eingang zur Hauptstadt Valletta)

Ich würde anderen Studierenden ein 
Praktikum trotz Corona definitiv emp-
fehlen, wobei es wichtig ist, die aktuelle 
Situation im möglichen Gastland immer 
im Blick zu behalten und sich möglichst 
umfassend zu informieren. 

Abschließend kann ich sagen, dass der 
komplette Aufenthalt an sich ein beson-
deres Erlebnis war, welches ich so schnell 
nicht vergessen werde.

i Infomationen
Informationen zu Auslandsprak-
tika:
https://www.hs-ludwigsburg.de/

international/praktikum-im-ausland.
html
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HVF-Studierende wünschen sich mehr in-
ternationale Angebote im Studium. Das 
zeigen die Ergebnisse einer im Winterse-
mester 2021 durchgeführten bundeswei-
ten DAAD-Studienbefragung Benchmark 
internationale Hochschule (BintHo), an 
der 74 deutsche Hochschulen teilnah-
men. Ziel der Befragung war es, den 
Stand der Internationalisierung der teil-
nehmenden Hochschulen zu ermitteln. In 
diesem Zuge war es der HVF Ludwigsburg 
möglich, sich mit 10 strukturähnlichen, 
kleineren Hochschulen zu vergleichen. 
An der HVF Ludwigsburg nahmen Studie-
rende aus beiden Fakultäten quer durch 
alle Studiengänge an der Befragung teil. 
Dabei wurde eine im Vergleich mit ande-
ren Hochschulen hohe Rücklaufquote von 
28 % (N=807 Studierende) erzielt.

Über 80 % der befragten Studierenden 
wünschen sich mehr internationale An-
gebote und Mobilitätsfenster im Studi-
um. Auslandspraktika, Auslandssemester, 
fachbezogene und interkulturell ausge-
richtete Studienreisen und zertifizierte 
Englischkurse bewerteten die Studie-
rende als besonders attraktiv. Mit den 
internationalen Angeboten im eigenen 
Studium sind die HVF-Studierenden mit 
einem Mittelwert von 3 auf einer Ant-
wortskala von 1=unzufrieden bis 6=sehr 
zufrieden nur teilweise zufrieden. Vor 
allem werden fremdsprachige Angebote 
wie bspw. gemeinsamer Unterricht mit 
ausländischen Studierenden oder eng-
lischsprachige Lehrveranstaltungen an 
der eigenen Hochschule vermisst. Im Ge-
gensatz zu anderen Hochschulen finden 
Hinweise von Lehrenden auf die Mög-
lichkeit von Auslandsaufenthalten oder 
die Ermunterung zur Durchführung von 

Studierendenbefragung zur 
Internationalität im Studium

Von Dr. Natalia Jörg, Leiterin des 
Akademischen Auslandsamtes

Auslandsaufenthalten durch Lehrende 
nur vereinzelt statt, so die Rückmeldung 
der Studierenden. Zufrieden zeigten sich 
Studierende mit den Support Services des 
Akademischen Auslandsamts, insbeson-
dere in Bezug auf persönliche Beratung 
und Information.

Das Interesse, die internationalen Ange-
bote auch zu nutzen, ist groß. 26 % der 
befragten Studierenden können sich ge-
nerell einen Aufenthalt im Ausland vor-
stellen. Davon planen knapp 13 % dies 
bei Studienbeginn bereits fest ein. Weite-
re 28 % hatten einen Auslandsaufenthalt 
geplant, aber noch nicht realisiert. Ob-
wohl das Interesse ungebrochen groß ist, 
führten die HVF Studierenden in ihrem 
bisherigen Studium knapp halb so viele 
und auch kürzere Auslandsaufenthalte 
als Studierende der Vergleichsgruppen 
durch. Allerdings lässt das Curriculum 
der HVF-Studiengänge weitaus weniger 
Auslandsaufenthalte als bei anderen Stu-
diengängen zu. Zudem ist die Dauer der 
Auslandsaufenthalte durch die Länge der 
einzelnen Praktika oder der Studienreisen 
begrenzt. Als wesentliche Hürden bei der 
Durchführung von Aufenthalten im Aus-
land im Betrachtungszeitraum wurden er-
wartungsgemäß vor allem COVID und die 
damit einhergehenden Reisebeschrän-
kungen (72 %) genannt. 

Ein Auslandsaufenthalt hat für unsere 
Studierenden besonders einen Mehr-
wert für die Persönlichkeitsentwicklung 
(78 %) und das Sammeln interkultureller 
Erfahrungen (70 %). Da ein virtueller Aus-
landsaufenthalt hinsichtlich dieser zwei 
Faktoren negativ bewertet wird, nehmen 

ihn die Studierenden nicht als Alternative 
wahr. Die Aussagen unserer Studieren-
den entsprechen hier meist denen der 
Vergleichsgruppen. Während jedoch nur 
13 % unserer Studierenden einen Aus-
landsaufenthalt mit besseren Chancen 
am Arbeitsmarkt in Verbindung bringen, 
waren es in der Vergleichsgruppe 44 %. 
Dies ist auch vor dem Hintergrund zu se-
hen, dass sich die Studierenden der HVF 
als Beamtenanwärter*innen mit relativ 
fester Jobperspektive sehen. Allerdings 
sollen Auslandsaufenthalte laut dem neu-
en Koalitionsvertrag der grün-schwarzen 
Landesregierung immer karriererelevan-
ter und zu einem Auswahlkriterium für 
Führungspositionen in der Landesverwal-
tung werden. Studierende können somit 
nicht nur persönlich und fachlich, son-
dern auch beruflich von internationalen 
Angeboten profitieren.

Die Studienergebnisse zeigen, dass das 
Interesse am weiteren Ausbau der Inter-
nationalisierung über alle Fächer hinweg 
besteht und dass es bei einigen Aspekten 
Verbesserungsbedarf gibt. Die HVF wird 
weiter daran arbeiten, attraktive Ange-
bote für internationale Erfahrungen zu 
schaffen, die es unseren Studierenden 
ermöglichen, interkulturelle und interna-
tionale Kompetenzen zu entwickeln. 

i Infomationen
https://www.daad.de/bintho
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Central & Eastern European e|Dem and e|Gov 
Days 2021 – Auferstanden aus der Pandemie

Gemeinsam mit der Hochschule des Bun-
des, der Babes-Bolyai Universität Cluj-
Napoca, der Österreichischen Computer-
gesellschaft (OCG)und dem Information 
Society Development Institute der Repub-
lik Moldau begrüßten die Veranstalter ca. 
65 Vortragende und Gäste zu zwei Tagen 
anspruchsvollen wissenschaftlichen Pro-
gramms unter Beteiligung zahlreicher Ver-
treterinnen und Vertreter der Hochschule 
Ludwigsburg.

Die Vizerektorin für Internationales Pro-
fessorin Dr. Boglárka Koller begrüßte die 
Teilnehmer mit einer Welcome Address, 
ebenso der Dekan Gergelyi Deli. Der Ge-
neralsekretär der OCG, Dr. Ronald Bie-
ber, kündigte an, dass ab 2022 die CEE 
e|Dem and e|Gov Days eine ACM-Kon-
ferenz (ACM: Association for Computing 
Machinery) werde, was eine erhebliche 
wissenschaftliche Aufwertung darstellt. 
Einreichungen werden, sofern angenom-
men und veröffentlicht, automatisch als 
Double-Blind-Peer-Reviewed gewertet.
Für das Land Baden-Württembergs hielt 
Dr. Michael Zügel, Referatsleiter e-Go-
vernment im Innenministerium, einen 
vielbeachteten Vortrag zum Thema Um-
setzung des Onlinezugangsgesetzes in 
Baden-Württemberg. Zum Abschluss der 
Webinarreihe zu Künstlicher Intelligenz 
(KI) im Donauraum wurde eine Paneldis-
kussion abgehalten, an der Professorin 
Dr. Hiroko Kudo (Chuo-University Tokyo), 
Professor Dr. Robert Müller-Török (HVF), 
Professor Dr. András Nemeslaki (TU Buda-
pest) und Professor Dr. Alexander Prosser 
(WU Wien) teilnahmen.

Von Andreas Ziegele, Pressesprecher 
der HVF

Tagung vor beeindruckender Kulisse: der Ludovika Campus der University of Public Service
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Daniel Gallasch 
wird neuer Professor an der Fakultät I

Zum 1. September 2021 übernimmt Dr. 
Daniel Gallasch die Professur „Finanzwirt-
schaft der Kommunen mit Schwerpunkt 
kommunales Wirtschafts- und Abgaben-
recht“ von Professor Walter Buttler, der 
sich zeitgleich in den Ruhestand verab-
schiedet.

Daniel Gallasch war zuvor viereinhalb Jah-
re bei der Stadt Weingarten als Kämmerer 
und Leiter des Fachbereichs Stadtkämme-
rei, Beteiligung und Eigenbetriebe sehr 
erfolgreich tätig. Schwerpunkte seiner 
Arbeit lagen in der Steuerung und Wei-
terentwicklung der kommunalen Betriebe 
und im Bereich der Haushaltskonsolidie-
rung.

Neben seiner Tätigkeit als Kämmerer hat 
Daniel Gallasch an der Martin-Luther-Uni-

versität Halle-Witten-
berg zum Thema „Die 
Steuerung der kommu-
nalen Finanzen: Deter-
minanten der finanziel-
len Handlungsfähigkeit 
von Kommunen“ pro-
moviert. Er studierte 
Politik- und Verwal-
t u n g s w i s s e n s c h a f t 
(B.A.) in Konstanz und 
Durham (England), Pu-
blic Management sowie 
Economics (M.A.) in Friedrichshafen und 
absolvierte ein Verwaltungsreferendariat 
beim Ministerium für Inneres und Kom-
munales Nordrhein-Westfalen.

Neben der Praxistätigkeit in der Verwal-
tung ist Gallasch zudem seit 2009 Mit-

Professor Walter Buttler 
in den Ruhestand verabschiedet 

Nach 13 Jahren an der Hochschule für 
öffentliche Verwaltung und Finanzen 
(HVF) hieß es für Professor Walter Buttler 
zum 1. September Abschied zu nehmen 
und sich auf seinen altersbedingten Ru-
hestand zu freuen. 

Buttler, selbst an der damaligen Hoch-
schule für öffentliche Verwaltung (HVöD) 
in Stuttgart zum Verwaltungswirt aus-
gebildet, trat im Jahr 2008 in die Hoch-
schule ein. „Es war ein schwieriger Start“, 
weiß er zu berichten. Zum einen hatte er 

Keuchhusten und zum an-
deren erfolgte zu diesem 
Zeitpunkt die Umstellung 
der Studiengänge von Di-
plom auf Bachelor. 

Auch seinen Abschied 
beschreibt Walter Buttler 
als „sehr interessant“. 
Die leere Hochschule tut 
ihm in der Seele weh. 
„Hier bleibt Volksvermö-
gen leer“, so der Profes-
sor für Finanzwirtschaft 
der Kommunen. 

An der HVF war Buttler 
vor allem als „Mr. Stun-

glied des Kreistages des Landkreises Ra-
vensburg.

Daniel Gallasch ist 36 Jahre alt, verheira-
tet und hat zwei Töchter. Wenn er dazu 
kommt, geht er gerne in die Allgäuer 
Alpen oder auf die Langlaufloipe.

denplan“ bekannt. Seit 2013 plante er 
mit Akribie die Stundenpläne der Fakultät 
I, zunächst mit Excel und später mit einer 
eigens für diesen Zweck angeschafften 
Software. Darüber hinaus war er Studi-
endekan und Modulbeauftragter. 

Wie sehr er sich mit seinem Beruf und 
seiner Berufung identifiziert, zeigt sich 
in seinem Abschiedsschreiben an die 
Hochschulangehörigen. „In meinem 
Berufsleben war ich stets den Kommu-
nen und dem bürgerlichen Engagement 
verbunden“, schreibt er und fügt gleich 
den Text des Bürgerlieds von 1845 mit 
dem entsprechenden YouTube-Video 
bei. 

Seinen Ruhestand wird er dort genie-
ßen, wo er auch die letzten Jahre sei-
nen privaten Lebensmittelpunkt hatte: 
im Allgäu. „Denn wer es mal ins Allgäu 
geschafft hat, geht von dort auch nicht 
mehr weg.“
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Andreas Berndt
feiert 25-jähriges Dienstjubiläum 

Seine Ausbildung zum Beamten des 
Mittleren Dienstes begann Andreas 
Berndt im Jahr 1994 beim Statistischen 
Landesamt. Nach seiner Ausbildung 
und einer zweijährigen Tätigkeit beim 

Staatlichen Liegenschaftsamt in Stutt-
gart wechselte er dann 1999 zum Lan-
desamt für Besoldung und Versorgung 
nach Fellbach, wo er 16 Jahre tätig war. 
Seit 2015 ist er an der Hochschule für 

Am 23. September 2021 präsentierten 
Prof. Dr. Simone Wunderle und Prof. 
Dr. Christian Walker im Rahmen einer 
„Open Lecture“ zum Thema Chancen 
und Herausforderungen des Bauland-
mobilisierungsgesetzes – Überblick über 
die wichtigsten Neuerungen im BauGB 
und beantworteten Fragen im Plenum. 
Prof. Dr. Annette Zimmermann-Kreher 
moderierte die eineinhalbstündige On-
line-Veranstaltung mit über 150 Teilneh-
merinnen und Teilnehmern – darunter 
vorrangig Praktikerinnen und Praktiker 
aus Kommunen und Bauverwaltungen, 
aber auch Mitglieder der kommunalen 
Spitzenverbände, der Ministerialverwal-
tung sowie der Justiz haben neben Stu-
dierenden der Hochschule an der Veran-

Open Lecture zu 
Neuerungen im Bereich Baurecht

staltung teilgenommen. In der lebhaften 
Diskussionsrunde im Anschluss an die 
Vorträge wurde deutlich, wie intensiv 
die aktuellen Gesetzesänderungen des 
Baulandmobilisierungsgesetzes die Pra-
xis beschäftigen und zahlreiche Fragen 
für die Umsetzung aufwerfen.

Um den Austausch der Hochschule mit 
der Fachöffentlichkeit im Bereich des 
Baurechts weiter zu fördern, wurde zum 
Abschluss der Veranstaltung darauf hin-
gewiesen, dass das Institut für öffentli-
ches Bau-, Planungs- und Umweltrecht 
(IBPU) unter der Leitung von Prof. Dr. 
Simone Wunderle ab 2022 die Ludwigs-
burger Baurechtsgespräche ins Leben 
rufen wird, mit denen sich das Institut 

künftig jährlich mit aktuellen Themen 
aus dem Bereich des Bau- und Planungs-
rechts an die baden-württembergische 
Verwaltungspraxis sowie an Mitglieder 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit und die 
sonstige interessierte Fachöffentlichkeit 
wenden möchte. Details und ein Link zur 
Anmeldung zur ersten Veranstaltung im 
Februar 2022 finden Sie auf der Home-
page der HVF.

öffentliche Verwaltung und Finanzen 
Ludwigsburg (HVF) beschäftigt und 
wurde zunächst mit Aufgaben im Prü-
fungsamt der Fakultät II (Steuer- und 
Wirtschaftsrecht) betraut. Seit Jahres-
wechsel 2019/2020 wird der Jubilar in 
der Personalabteilung als stellvertreten-
der Abteilungsleiter eingesetzt.

Im Zeitraum von September 2020 bis 
März 2021 gelang Herr Berndt neben 
seiner Beschäftigung in der Personal-
abteilung der Aufstieg vom Mittleren 
in den Gehobenen Dienst. Am 5. März 
wurde er zum Regierungsoberinspektor 
berufen.

Voll des Lobes sind die Vorgesetzten 
von Herrn Berndt bei der feierlichen 
Übergabe der Dankurkunde. Dr. Henrik 
Becker, Kanzler der HVF, würdigte im 
Rahmen sein großes Engagement: „Sie 
haben die Personalabteilung am Laufen 
gehalten, als die Leitung in diesem Be-
reich noch unbesetzt war.



47  Dialog 45 | Dezember 2021     

Kurz berichtet

Das Netzwerk Bessere Rechtsetzung und Bürokratieabbau hat 
in Kooperation mit dem Normenkontrollrat Baden-Württemberg 
am 07. Oktober 2021 im Rahmen der Jahreskonferenz Preise für 
herausragende akademische Abschlussarbeiten vergeben. Eine 
der beiden Preisträgerinnen, Sandra Rasztovics, M.A., ist Absol-
ventin des Master-Studiengangs Public Management (MPM) und 
hat im März 2021 ihr Studium abgeschlossen. Frau Rasztovics 
hat den Preis für ihre Master-Thesis mit dem Titel „2528 Jahre 
Zufallsbürger – Von der Polisdemokratie zur e-Partizipation“ er-
halten, die von Prof. Dr. Müller-Török betreut wurde.

Der Netzwerk-Preis wird jährlich vergeben und ist mit 500 Euro 
dotiert. Weitere Informationen zur Preisverleihung finden Sie un-
ter:
https://netzwerk-rechtsetzung-buerokratieabbau.de/veranstal-
tung/netzwerk-preis-fuer-abschlussarbeiten-zum-thema-besse-
re-rechtsetzung-und-buerokratieabbau.html

Professor Dr. Matthias Mitsch war am 2. September 2021 zur 
öffentlichen Anhörung im Innenausschuss des Hessischen Land-
tags zum Gesetzesentwurf der CDU-Fraktion und Fraktion 
BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN zur Änderung dienstrechtlicher Vor-
schriften - Drucks. 20/5897 - als Sachverständiger nach Wies-
baden geladen. Die gesetzlichen Änderungen im hessischen 
Beamtenrecht bezwecken den aktuellen Entwicklungen und 
dem in der praktischen Rechtsanwendung bestehenden Bedarf 
Rechnung zu tragen. Zudem soll der gesetzgeberische Wille an 
einigen Stellen klargestellt werden.

In seiner Stellungnahme regte Mitsch zunächst an, bei der ge-
setzlichen Aufnahme einer Rufbereitschaft in § 53 HBG n.F. de-
ren Voraussetzungen lediglich auf die Erforderlichkeit von dienst-
lichen Verhältnissen zu reduzieren. Des Weiteren sprach er sich 
unter anderem zum Laufbahnrecht in der HLVO dafür aus, dass 
beim Erwerb der Laufbahnbefähigung über eine hauptberufliche 
Tätigkeit zumindest ein relevanter Anteil dieser Zeit bereits im 
öffentlichen Dienst zu verbringen sein soll. Ansonsten können 
Bewerberinnen und Bewerber direkt beispielsweise aus Partei-
zentralen oder Verbänden verbeamtet werden, ohne unmittelbar 
Berufserfahrung im öffentlichen Dienst gesammelt zu haben. 
Dieses wird den anzustellenden hohen Ansprüchen an die Perso-
nalauswahl von Beamtinnen und Beamten nicht gerecht.

Professor Dr. Matthias Mitsch 
als Sachverständiger im Landtag

Master-Thesis aus dem MPM wird 
prämiert

Im Rahmen eines durch den Unterausschuss „Bürgerschaftliches 
Engagement“ im Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend des Deutschen Bundestages initiierten Hearings zum The-
ma „Wozu ein Hauptausschuss Bürgerschaftliches Engagement 
und Demokratie“ hat Prof. Dr. Arne Pautsch, Direktor des Instituts 
für Bürgerbeteiligung und Direkte Demokratie an der Hochschule 
Ludwigsburg, am 29. September 2021 als Experte zum Anhö-
rungspunkt „Vom Demokratiefördergesetz zu einem Demokra-
tiestärkungsgesetz“ zur Umsetzung einer demokratiepolitischen 
Agenda durch Implementierung von Instrumenten und Verfahren 
im Parlamentsrecht Stellung genommen. 

Die Anhörung diente vor allem einer Verständigung über offene 
Fragen zum Zuschnitt einer engagement- und demokratiepoliti-
schen Agenda eines künftigen Hauptausschusses, der Verständi-
gung über formale Fragen des Zuschnitts und der Ressort-Spie-
gelung eines Hauptausschusses sowie einer fachöffentlich und 
öffentlich prominenten Profilierung engagement- und demokra-
tiepolitischer Prioritäten des 20. Deutschen Bundestages vor den 
Koalitionsgesprächen.

Professor Dr. Arne Pautsch beim
Experten-Hearing im Bundestag
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01.04.2021. München: C.H. Beck.
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	� Acceleration Factor Pandemic: A Synthesis of e-Government Maturity Models 
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(Hrsg.), Central and Eastern European eDem and eGov Days 2021: Conference 
Proceedings. Wien: Facultas. 2021, S. 19–32 (mit Schorn, Michael und Steidle, 
Anna). 

Kausch-Zongo, Judith
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Thomas Hemker u. a. (Hrsg.), Central and Eastern European eDem and eGov 
Days 2021: Conference Proceedings. Wien: Facultas. 2021, S. 431–442 (mit 
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Kese, Volkmar 
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